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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

Vo r s i t z e n d e: Präsident Dr. Maleta, Zwei­
ter Präsident Hillegeist. 

Präsident : Die Sitzung ist erö f f n e t. 

K r a n k  gemeldet hat sich der Abgeordnete 
Dipl.-Ing. Strobl. 

E n t s c h u l d i g t  haben sich die Abgeordneten 
Bögl, Haberl, Dipl.-Ing. Dr. Johanna Bayer, 
Theodor Cerny, Bleyer, Dwofak, Dr. Josef 
Fink, Dipl.-Ing. Dr. Lechner, Hattmanns­
dorfer, Dr. Dipl.-Ing. Ludwig Weiß, Grete 
Rehor, Dr. Gschnitzer, Soronics, Stürgkh, 
Thoma, Dr. Tonci6 und Weidinger. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 
Ich beginne jetzt - um 9 Uhr 3 Minuten -
mit dem Aufruf der Anfragen. 

Wir kommen zur Anfrage 301 IM des Herrn 
Abgeordneten Dipl.-Ing. Dr. Scheuch an den 
Herrn Bundesminister für Land- und Forst­
wirtschaft, betreffend Werbung von Jagd­
pachtinteressenten in ausländischen Zei­
tungen: 

Sind Sie bereit, durch Dien!'!tanweisung zu 
verfügen, daß seitens der Osterreichischen 
Bundesforste eine Werbung von Interessenten 
für Jagdpachtungen in ausländischen Zeitun­
gen unterbleibt? 

Präsident : Ich erteile dem Herrn Landwirt­
schaftsminister das Wort. 

Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft Dipl.-Ing. Hartmann: Hohes Haus! 
Verehrte Damen und Herren! Eine Werbung 
von Jagdpachtinteressenten seitens der Öster­
reichischen Bundesforste in ausländischen Zei­
tungen erfolgt in der Regel nicht. Die Nach­
frage inländischer Jagdpachtinteressenten ist 
in der Regel sehr groß. Es kann allerdings 
vereinzelt vorkommen, daß eine besonders 
kostspielige Jagd auch in einer ausländischen 
Zeitung inseriert wird, wenn sich kein in­
ländischer Interessent hiefür findet. Grund­
sätzlich haben die Österreichischen Bundes­
forste die Weisung, daß sie Jagden vorerst 
inländischen Jagdpachtinteressenten zur Ver­
fügung stellen. 

Präsident: Ich erteile dem Herrn Abge­
ordneten das Wort zu einer Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Scheueh: Herr 
Minister! Haben Sie nicht in einem viel­
beachteten und auch heute noch gültigen 

Erlaß, der an alle Landesregierungen ergangen 
ist, den Standpunkt vertreten, daß jede 
Überfremdung von Grund und Boden' und 
auch jede Überfremdung von österreichischen 
Jagdgebieten unterbleiben soll, und haben Sie 
nicht im selben Erlaß die Landesregierungen 
aus Gründen der verfassungsmäßigen Zustän­
digkeit ersucht, in diesem Sinne zu wirken 1 
Daher richte ich an Sie, Herr Minister, die 
Frage, ob Ihnen bekannt ist, daß erst in 
allerjüngster Zeit eine Normaljagd in Salzburg 
in einer ausländischen Zeitung ausgeschrieben 
wurde. 

Präsident : Ich erteile dem Herrn Minister 
das Wort. 

Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft DipL-Ing. Hartmann: Ich habe den 
Landesregierungen und den Herren Landes­
hauptleuten empfohlen, zur Vermeidung der 
überfremdung des ästerreichischen Grund und 
Bodens eine Novellierung der Landesgru,nd­
verkehrsgesetze in Angriff zu nehmen. In 
einigen Bundesländern ist das bereits ge­
schehen. Diesbezüglich haben auch wiederholt 
Besprechungen mit den Vertretern aller Lan­
desregierungen im Landwirtschaftsministerium 
stattgefunden. 

Die zweite Frage des Herrn Abgeordneten 
Dr. Scheueh, ob mir bekannt ist, daß jüngst 
in einer ausländischen Zeitschrift eine äster­
reichische bundesforsteigene Jagd inseriert 
wurde, kann ich bejahen. Es handelt sich um 
ein Inserat der zuständigen Forstverwaltung 
in der Zeitschrift "Wild und Hund". Bei 
diesem Inserat handelt es sich um ein 2000 ha 
großes Jagdgebiet mit Angabe der Fläche 
Ulid mit Angabe des Wildstandes. 

Diese Zeitschrift "Wild und Hund" er­
scheint zwar in der Bundesrepublik Deutsch­
land, ist aber auch in Österreich unter den 
Jägern verbreitet. Dieser Fall ist mir bekannt. 
Es handelt sich dabei eben um eine Jagd, die 
wegen ihrer Kostspieligkeit bis zum Zeitpunkt 
der Aufgabe des Inserates nicht an öster­
reichische Jagdpachtinteressenten zu dem von 
den Bundesforsten verlangten J agdpacht­
schilling verpachtet werden konnte. 

Präsident : Die Beantwortung der Anfrage 
290/M des Herrn Abgeordneten Weidinger, der 
entschuldigt ist, entfällt. 

Wir gelangen daher zur Anfrage 302jM 
des Herrn Abgeordneten Dr. Kandutsch an den 
Herrn Bundesminister für Handel und Wieder­
aufbau, betreffend Autobahnteilstrecke Graz­
Gleisdorf: 
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Wann ist mit dem Baubeginn der Autobahn· mehr als 9 Stundenkilometern zugelassen wer­
teilstrecke Gmz - Gleisdorf zu rechnen? den soll, so sind alle Bedenken bezüglich der 
Präsident: Ich erteile dem Herrn Minister persönlichen Sicherheit genau zu überprüfen. 

das Wort. 

Bundesminister für Handel und Wiederauf­
bau Dr. Bock : Der Zeitpunkt für die Aufnahme 
der Bauarbeiten an dieser Autobahnteilstrecke 
kann noch nicht angegeben werden. 

Ich könnte mir vorstellen, daß das Bundes­
ministerium einen Verordnungs entwurf, mit 
dem eine Personenbeförderung mit solchen 
nicht zugelassenen Anhängern bis zu 9 Stunden­
kilometern auch dann gestattet wird, wenn 
die Zugmaschine über eine größere Geschwin-

Präsident : Wir gelangen zur Anfrage 282jM digkeit als 9 Stundenkilometer verfügt, dem 
des Herrn Abgeordneten Flöttl an den Herrn Begutachtungsverfahren zuleitet. 
Bundesminister für Handel und Wiederauf- Präsident : Ich erteile dem Herrn Abge­
hau, betreffend Ortsdurchfahrt durch Gmünd: ordneten Dipl.-Ing. Dr. Scheuch das Wort 

Wann kann im Zuge des Ausbaues der zu einer Zusatzfrage. 
Schremser Bundesstraße mit der Sanierung der 
Ortsdurchfahrt durch Gmünd gerechnet wer­
den? 

Präsident: Ich erteile dem Herrn Minister 
das Wort. 

Bundesminister für Handel und Wiederauf­
bau Dr . Bock: Die Sanierung der Ortsdurch­
fahrt durch Gmünd ist geplant. Es kann aus 
finanziellen Gründen jedoch ebenfalls noch 
nicht gesagt werden, wann an die Ausführung 
der Arbeiten geschritten werden kann. 

Präsident: Wir gelangen zur Anfrage 303jM 
des Herrn Abgeordneten Dipl.-Ing. Dr. Scheuch 
an den Herrn Bundesminister für Handel 
und Wiederaufbau, betreffend Beförderung 
von Personen im Bereich landwirtschaftlicher 
Betriebe: 

Sind Sie in Anbetracht des außerordentlichen 
Mangels an Arbeitskräften in der Landwirt­
schaft und im Hinblick auf die Notwendigkeit, 
diesen Unterbestand durch einen rationellen 
Einsatz möglichst auszugleichen, sowie mit 
Rücksicht auf die im Grünen Bericht dokumen­
tierte schlechte Ertragslage der Landwirtschaft 
bereit, noch vor der Hauptarbeitszeit in einer 
Verordnung zum Kraftfahrgesetz zu verfügen, 
daß bei Verwendung von Zugmaschinen eine 
Beförderung von Personen im Bereich land­
wirtschaftlicher Betriebe auch auf nicht zuge­
lassenen Anhängern gestattet wird ? 

Präsident : Ich erteile dem Herrn Minister 
das Wort. 

Bundesminister für Handel und Wiederauf­
bau Dr. Bock: Gemäß § 70 Abs. 2 der gel­
tenden Kraftfahrverordnung dürfen nicht 
zugelassene Anhänger im Rahmen der Ar­
beiten in der Land- und Forstwirtschaft von 
Zugmaschinen mitgeführt werden, wenn hie­
bei eine Geschwindigkeit von 9 Stunden­
kilometern nicht überschritten wird. Solche 
nicht zugelassene Anhänger stehen weder hin­
sichtlich ihrer Ausstattung noch hinsichtlich 
der Verkehrssicherheit noch hinsichtlich der 
Haftpflichtversicherung unter Kontrolle .  Wenn 
daher eine Personenbeförderung auf solchen 
Anhängern auch bei Geschwindigkeiten von 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Scheueh : Herr 
Minister ! Ich muß Ihre Ausführungen vom 
Standpunkt der Landwirtschaft dank­
bar begrüßen. Die jüngste Statistik in 
Österreich zeigt, daß von 400.000 landwirt­
schaftlichen Betrieben 304.000 Betriebe ohne 
jeden Pferde bestand sind und daß weiterhin 
bei einem Stand von rund 140.000 Traktoren 
nur höchstens 10.000 zugelassene Anhä:flger 
aber zweifellos mehr als 500.000 nicht. zuge­
lassene Anhänger in Verwendung stehen. Da­
her muß die Beförderung von Sachgütern und 
Personen mit diesen Fahrzeugen einfach 
zwangsläufig vorgenommen werden. Darf ich 
Sie fragen, ob Sie bereit sind, bei der Aus­
arbeitung des in Aussicht gestellten Ver­
ordnungsentwurfes diese Daten der Statistik 
zu berücksichtigen? 

Präsident : Ich bitte den Herrn Minister 
um die Beantwortung dieser Zusatzfrage. 

Bundesminister für Handel und Wieder­
aufbau Dr. Bock : Herr Abgeordneter! Das 
Problem besteht ja darin, daß die Anzahl 
der nicht zugelassenen Anhänger so groß ist. 
Daher muß man die Frage, inwieweit hier 
die persönliche Sicherheit eine Rolle spielt, 
sehr genau überprüfen. Es ist andererseits 
richtig, daß diese Beschränkung auf 9 Stunden­
kilometer ursprünglich auf das Pferdefuhr­
werk zugeschnitten war, das aber jetzt, wie 
Sie sagen, zum Großteil ausfällt. Wir werden 
aber, wie gesagt, diese Frage im Begutachtungs­
verfahren zur Diskussion stellen. 

Präsident: Wir gelangen zur Anfrage 256jM 
des Herrn Abgeordneten Dr. Geißler an den 
Herrn Bundesminister für Verkehr und. Elek­
trizitätswirtschaft, betreffend die Bestellung 
des Geschäftsführers der Österreichischen 
Atomstudiengesellschaft : 

Halten Sie, Herr Minister, die Bestellung 
eines Nichtfachmanne�. in Atomfragen zum 
Geschäftsführer der Osterreichischen Atom­
studiengeseUschaft, die dem Vernehmen nach 
geplant ist, für zweckmäßig? 
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Präsident: Ich erteile dem Herrn Minister 
das Wort. 

Bundesminister für Verkehr und Elektri­
zitätswirtschaft Dipl.-Ing. Waldbrunner: Die 
Verwaltungsgesetze bieten dem Bundesministe­
rium für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft 
keine Möglichkeit, auf die Bestellung und die 
Gestion der Geschäftsführung bei der Studien­
gesellschaft für Atomenergie Einfluß zu neh­
men. Persönlich bin\ich der Meinung, daß 
ein Geschäftsführer der Studiengesellschaft 
für Atomenergie eine seinem Aufgabenkreis 
entsprechende fachliche Qualifikation mitbrin­
gen muß. Es kann sich dabei um Aufgaben 
handeln, die keineswegs Spezialkenntnisse auf 
dem Gebiete der Atomwissenschaft erfor­
dern. 

Präsident: Der Herr Fragesteller wünscht 
eine Zusatzfrage zu stellen. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Abgeordneter Dr. Geißler: Herr Minister! 
Sind die diesbezüglichen Bestrebungen nicht 
in Ihrem Auftrage und ohne Ihre Zustimmung 
erfölgt 1 

Bundesminister für Verkehr und Elektri­
zitätswirtschaft Dipl.-Ing. Waldbrunner: Ich 
weiß von keinen Bestrebungen und weiß nicht, 
was Sie meinen. 

Präsident : Wir gelangen zur Anfrage 270jM 
des Herrn Abgeordneten Dr. van Tongel an 
den Herrn Bundesminister für Verkehr und 
Elektrizitätswirtschaft, betreffend den Per­
sonenver kehr auf der Wiener Vorortelinie : 

Sind Sie bereit, in Verhandlungen mit der 

Beispiel das Projekt einer Schnellbahnver­
bindung nach Liesing angesichts der Tat­
sache, daß die Südbahn ohnehin nach Liesing 
führt, weniger wichtig ist als das Projekt der 
Elektrifizierung und der Aufnahme des Per­
sonenverkehrs auf der Wiener Vorortelinie 1 
Es ist nicht bekannt, daß bisher andere 
Projekte im Wiener Raum behandelt worden 
sind. 

Bundesminister für Verkehr und Elektri­
zitätswirtschaft Dipl. -lng. Waldbrunner : Nein! 
Dieser Ansicht bin ich nicht. Es wäre nach 
al1en 'Erhebungen der Frequenzen zweifellos 
wichtiger, den Nahverkehr nach Liesing zu 
verstärken als den Personenverkehr auf der Vor­
ortelinie wiederaufzunehmen. Wir haben 
sehr viele Erfahrungen auf diesem Gebiet. Der 
Vororteverkehr , den Sie meinen, ist vor 
dem Krieg mangels Frequenz eingestellt wor­
den. Wir haben nach dem Krieg in den 
Jahren 1950 und 1951 neuerlich in den Spitzen­
zeiten, vor allem also in der Zeit des Bäder­
verkehrs, dort einen Personenverkehr eröffnet 
und haben wieder sehr geringe Frequenzen 
feststellen müssen. 

Die Ausbaukosten für dieses Gebiet sind 
sehr bedeutend, und die Wirtschaftlichkeit 
kommt in keiner Weise jener gleich, die andere 
Projekte, sei es der Nahverkehr nach Liesing 
oder der Querverkehr von der Südbahn- zur 
Westbahnstrecke, haben könnten. Das alles 
sind Dinge, die natürlich sehr genau erhoben 
werden müssen, weil hiefür außerordentliche 
Aufwände notwendig wären. 

Stadt Wien einzutreten mit dem Ziele der Präsident: Der Herr Jrragesteller wünscht 
Wiederaufnahme des Personenverkehrs auf der eine weitere Zusatzfrage zu stellen. Ich erteile 
zu elektrifizierenden sogenannten Wiener Vor-

ihm dazu das Wort. ortelinie ? 

Präsident : Ich erteile dem Herrn Minister 
das Wort. 

Bundesminister für Verkehr und Elektri­
zitätswirtschaft Dipl.-Ing. Waldbrunner: Ich 
bin bereit, über jedes Verkehrsproblem der 
Stadt Wien mit den hiefür zuständigen Stellen 
zu verhandeln, wenn es diese wünschen. 

Gegen die Wiederaufnahme des Reisever­
kehrs auf der Vorortelinie sprechen äußerst 
gewichtige technische und finanzielle Momente. 
Es handelt sich hiebei um ein Problem, dem 
verkehrspolitisch keineswegs solche Bedeutung 
beizumessen ist, daß seinetwegen wesentlich 
wichtigere andere Aufgaben der Österreichi­
schen Bundesbahnen im Raume von Wien 
zurückgestellt werden dürften. 

Präsident : Der Herr Fragesteller wünscht 
eine Zusatzfrage zu stellen. Ich erteile ihm 
dazu das Wort. 

Abgeordneter Dr. van Tongel : Sind Sie, 
Herr Minister, nicht der Ansicht, daß zum 

Abgeordneter Dr. van Tongel : Ist Ihnen 
bekannt, Herr Minister, daß bei einer Verkehrs­
zählung bei den wenigen Zügen der Schnell­
bahn, deren Fahrstrecke nach Liesing ver­
längert worden ist, Frequenzen von etwa 
3 bis 5 Personen festgestellt worden sind � 

Bundesminister für Verkehr und Elektri­
zitätswirtschaft Dipl.-Ing. Waldbrunner : Das 
hängt von der Zeit ab, Herr Abgeordneter. 
In der Mittagszeit werden natürlich, wie wir 
vorausgesehen haben, die Frequenzen sehr 
gering sein, in den Zeiten des Arbeiterverkehrs 
sind sie groß. Daher haben wir ja die Frühzüge, 
soweit es geht, verstärkt. 

Jedenfalls haben wir festgestellt, daß der 
Verkehrsstrom in dieser Richtung wesentlich 
stärker ist als auf der Vorortelinie. Ich sage 
das mit aller Deutlichkeit, und zwar nicht 
deswegen, weil die Techniker der Eisenbahn 
nicht bereit wären, alles auszubauen, aber 
die Mittel, die dafür erforderlich sind, müssen 
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Bundesminister Dipl.-Ing. Waldbrunner 

letztlich dort eingesetzt werden, wo der Bedarf 
am dringendsten und wichtigsten ist. 

Präsident : Die Beantwortung der Anfrage 
257/M des Herrn Abgeordneten Sorollics ent­
fällt, da sich der Herr Abgeordnete entschul­
digt hat. 

Wir gelangen daher zur Anfrage 304JM 
des Herrn Abgeordneten Dr. Kos an den Herrn 
Bundesminister für Verkehr und Elektrizitäts­
wirtschaft, betreffend E�richtung einer Schleuse 
beim Bau des Inllkraftwerkes WernsteinJ 
Neuburg: 

til Ist bei dem Bau des österreichisch-bayrischen 
Innkraftwerkes bei WernsteinJNeuburg, mit 
dessen Vorbereitungen bereits begonnen wurde, 
die Errichtung einer Schleuse sichergestellt, um 
den Inn vorerst von Passau bis Schärding für 
den Frachtschiffverkehr offenzuhalten, an dessen 
Ausbau· die Wirtschaft des Innviertels mit 
Rücksicht auf den bereits auf rund 500.000 t 
angewachsenen .Jahresausstoß in steigendem 
Maße interesRiert ist ? 

Präsident : Ich erteile dem Herrn Minister 
das Wort. 

Bundesminister für Verkehr und Elektri­
zitätswirtschaft Dipl.-Ing. Waldbrunner: Das 
wasserrechtliche Verfahren, betreffend das 
Kraftwerk Wernstein/N eu burg beziehungs­
weise PassaujIngling, wie es bei uns heißt, 
ist auf der österreichischen Seite beim Bundes­
ministerium für Land- und Forstwirtschaft 
und auf der bayrisehen Seite bei der bayri­
sehen Wasserrechtsbehörde anhängig. Die 
Kosten für die Errichtung einer Schleuse 
können dem Kraftwerk voraussichtlich nicht 
auferlegt werden, da das Frachtsubstrat der 
Innschiffahrt, wie festgestellt wurde, dies nicht 
rechtfertigen würde. Die endgültige Ent­
scheidung wird aber erst im Zuge des wasser­
rechtlichen Verfahrens getroffen werden. Im 
Kraftwerksprojekt sind jedenfalls die techni­
schen Voraussetzungen für die allfällige Er­
richtung einer Schleuse berücksichtigt. 

Präsident : Der Herr Fragesteller wünscht 
eine Zusatzfrage zu stellen. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Abgeordneter Dr. Kos : Herr Minister! Darf 
ich das so verstehen, daß auch im Zuge der 
Errichtung dieser Kraftwerkschleuse damit 
gerechnet werden kann, daß auch für die 
anderen vier bereits bestehenden Kraftwerke 
noch Schleuseneinrichtungen eingebaut wer­
den � 

Bundesminister für Verkehr und Elektri­
zitätswirtschaft Dipl.-Ing. Waldbrunner : Es 
sind bei allen bereits errichteten Kraftwerken 
die technischen Möglichkeiten für den Einbau 
einer Schleuse, wenn sich das als notwendig 
erweist, vorgesehen. In derselben Weise wird 
das Projekt Passau/lngling erstellt. Die Ent­
scheidung hängt dann vom Bedarf und von den 

Verhandlungen bei der Wasserrechtsbehörde 
ab. 

Präsident : Wir gelangen zur Anfrage 291/M 
des Herrn Abgeordneten Dr. Kummer an den 
Herrn Bundesminister für Verkehr und Elek­
trizitätswirtschaft, betreffend Zugsverbindun­
gen von österreichischen Wintersportorten : 

Welche Gründe liegen dafür vor, daß die 
Zug�yerbindungen von den Wintersportol'ten 
in Osterreich nach der deutschen Bundes­
republik gegenüber früher schlechter geworden 
sind ? 

.Präsident: Ich erteile dem Herrn Minister 
das Wort. 

Bundesminister für Verkehr und Elektri­
zitätswirtschaft Dipl . -Ing. Waldbrunner: Man­
gels konkreter Angaben ist es angesichts der 
zahlreichen zwischen Österreich und der deut­
schen Bundesrepublik bestehenden Zugsver­
bindungen nicht möglich, zu ermitteln, welche 
im Winterabschnitt des Jahresfahrplanes 
1961/62 gegenüber dem gleichen Abschnitt 
des Vorjahres eingetretene Veränderung als 
Verschlechterung empfunden wird. Ein ein­
gehender Vergleich der Zugtrassen und der 
Zusammensetzung aller wichtigen Züge zwi­
schen Österreich und Deutschland ergab keine 
ungünstigere Bedienung, dagegen in einer 
Reihe konkreter Fälle wesentliche Verbes­
serungen des Reiseverkehrs zwischen den 
österreichischell Wintersportorten und der 
deutschen Bundesrepublik. Alle eingetretenen 
Veränderungen sind im Einklang mit den 
Bedarfsverhältnissen stets einvernehmlich mit 
der Deutschen Bundesbahn und den sonst am 
Zuglauf beteiligten ausländischen Verwaltun­
gen zustandegekommen. 

Präsident : Der Herr Abgeordnete wünscht 
eine Zusatzfrage zu stellen. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Abgeordneter Dr. Kummer : Herr Minister ! 
Ist Ihnen bekannt, daß zum Beispiel die 
Wartezeiten bei Anschlüssen, hauptsächlich 
in der Bahnstation Wörgl nach München, 
länger sind als früher � 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 
Bundesminister für Verkehr und Elektri­

zitätswirtschaft Dipl.-Ing. Waldbrunner : Nein, 
das ist mir nicht bekannt. Aber bitte, wenn 
Sie konkrete Angaben haben, Herr Abge­
ordneter, bin ich gerne bereit, der Sache nach­
zugehen und die Dinge aufzuklären. Wie 
gesagt: Es fehlten in der Anfrage konkrete 
Angaben, sodaß es natürlich bei der Fülle 
der Züge und Zugsverbindungen sehr schwer 
ist, darauf einzugehen. 

Präsident :  Wir gelangen zur Anfrage 292/M 
des Herrn Abgeordneten Wührer an den Herrn 
Bundesminister für Verkehr und Elektrizitäts-
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Präsident 
wirtschaft, betreffend Bahnhofsgebäude in 
Obernberg-Altheim: 

Rind Sie, Herr Minister, bereit, mitzuteilen, 
walm mit der Durchführlmg der notwendigen 
Reparaturarbeiten am Bahnhofsgebiinde in 
Obernberg-Altheim begonnen wird ? 

Präsident: Ich erteile dem Herrn Minister 
das Wort. 

Bundesminister für Verkehr und Elektrizi­
tätswirtschaft Dipl.-Ing. Waldbrunner: Die 
Österreichischen Bnndesbahnen beabsichtigen, 
mit der Durchführung der notwendigen In­
standsetzungsarbeiten am Aufnahmsgebäude 
Obernberg-Altheim am_ 1. Juli dieses Jahres 
zu beginnen. Mit der Fertigstellung der Arbei­
ten ist im Laufe des Jahres 1963 zu rechnen. 

Abgeordneter Wührer : Ich danke. 

Präsident : Ich danke dem Herrn Minister . 
Wir gelangen zur Anfrage 293/M des Herrn 

Abgeordneten Dipl.-Ing. Pius Fink an den 
Herrn Bundesminister für Landesverteidigung , 
betreffend Ehrensold für Inhaber von Tapfer­
keitsmedaillen. 

Entspricht es den Tatsachen, daß die Inhaber 
der sogenannten Heller-Auszeichnungen aus dem 
ersten Weltkrieg, das sind jene Träger von 
Orden, die den Bescheid über die Verleihung der 
Auszeichnung erst nach dem Kriegsende er­
halten haben, nunmehr doch in den Genuß des 
Ehrensolds für Inhaber von Tapferkeitsmedaillen 
kommen sollen ? 

Präsident : Ich erteile dem Herrn Minister 
das Wort. 

Bundesminister für Landesverteidigung 
Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer: _ Von meinem Mi­
nisterium wurde der Entwurf einer Novelle 
zum Tapferkeitsmedaillenzulagegesetz aus­
gearbeitet. Unter anderem sieht diese Novelle 
vor, daß die Zulagen auch an die sogenannte 
Heller-Gruppe gewährt werden sollen, das ist 
jene Gruppe, der seinerzeit von der Kom­
mission des damaligen Staatsamtes für Heer­
wesen die Bestätigungen für ihren Anspruch 
auf die Auszeichnung ausgestellt wurden, die 
aber die Auszeichnung nicht mehr erhalten 
haben. Der Entwurf dieser Novelle soll dem 
nächsten Ministerrat zugeleitet werden. 

Präsident: Wir gelangen zur Anfrage 266/M 
des Herrn Abgeordneten Buttinger an den 
Herrn Bundesminister für Landesverteidigung, 
betreffend Aufstellung der Grenzschutzkom­
panie in Ried im Innkreis: 

Warum wurden zur Aufstellung der Grellz­
schutzkompanie in Ried im Innkreis am 
27. Jänner 1962 nur die Bürgermeister und 
Bezirkshauptleute, nicht aber auch die zu­
ständigen Abgeordneten zum Nationalrat ein­
geladen? 

Präsident : Ich erteile dem Herrn Minister 
das Wort. 

Bundesminister für . Landesverteidigung 
Dipl . -Ing. Dr. Schleinzer : Herr Abgeordneter! 
Am 27. Jänner 1962 hat in Ried im Innkreis 
die Standesevidenzkontrolle einer Grenzschutz­
kompanie stattgefunden. Da es sich lediglich 
um die Standesevidenzkontrolle einer Grenz­
schutzkompanie handelte, wurden hiezu wie 
auch in den übrigen Fällen nur die Vertreter 
der Behörden eingeladen. Dies geschah nicht 
zuletzt im Hinblick darauf, daß bereits für 
den 18. Februar eine Standesevidenzkontrolle 
für das gesamte Grenzschutzbataillon des 
Mühlviertels anberaumt wurde, zu welcher 
Einladungen auch an die in Betracht kom­
menden politischen Mandatare ergangen sind, 
und zwar an die Abgeordneten zum Nationalrat 
und an die Mitglieder des Bundesrates aus dem 
Mühlviertel und an jene oberösterreichischen 
Abgeordneten zum Nationalrat, die dem Lan­
desverteidigungsrat angehören. 

Da ich aber aus Ihrer Anfrage ein erfreu­
liches Interesse an der Durchführung dieser 
Standesevidenzkontrolle feststelle, habe ich in 
der Zwischenzeit angeordnet, daß die Frauen 
und Herren Abgeordneten zum Nationalrat in 
Zukunft zu allen ähnlichen Anlässen, also auch 
zu den Standesevidenzkontrollen von Grenz­
schutzkompanien, eingeladen werden. (Heiter­
keit und Beifall. - Abg. Prob 8 t: Womit zu­
gegeben i8t, daß Sie e8 bis jetzt nicht getan 
haben!) 

Präsident : Eine Zusatzfrage ? 

Abgeordneter Buttinger : Es berührt schon 
etwas komisch, wenn die Bürgermeister und 
die Bezirkshauptleute eingeladen werden, aber 
nicht die Mitglieder der gesetzgebenden Körper­
schaft. (Abg. Mac h u n z e  : Das war aber keine 
Frage ! - Abg. Prob s t: Nicht einmal ich als 
Mitglied des Landesverteidigungsrates habe eine 
Einladung erhalten! - Abg. Dr. P i t t e r m a n n: 
Du bist eben bei der falschen Partei!) 

Präsident : Wir gelangen zur Anfrage 305jM 
des Herrn Abgeordneten Dr. Kos an den Herrn 
Bundesminister für Landesverteidigung, be­
treffend Ableistung von Reserveübungen durch 
öffentlich Bedienstete: 

Ist Ihnen bekannt, daß Bediensteten des 
öffentlichen Dienstes Schwierigkeiten bei der Ab­
leistung von Reserveübungen in der Hinsicht 
gemacht worden sind, daß man sie darauf ver­
wiesen hat, hiefür nur den Gebührenurlaub zu 
verwenden? 

Präsident : Ich erteile dem Herrn Minister 
das Wort. 

Bundesminister für Landesverteidigung 
Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer : Nach § 30 Abs . 5 
der Dienstpragmatik bedarf ein Beamter, der 
freiwillig zu einer militärischen Dienstleistung 
einrÜcken will, eines besonderen Urlaubes. Im 
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Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer 

Hinblick auf die 'Vichtigkeit eineR cnt,:-;prf'­
ehenden Reserveoffiziers- und unteroffizien-l­
korps hat das Bunde:-;kanzlerarnt mit Erlaß 
vom Juni des vergangenen Jahres allen Bundes­
ministerien und auch allen Ämtern der Landes­
regierungen empfohlen, die Gewährung eines 
besonderen Urlaubes für diesen Zweck nur 

der ihrem Korrespondenten unterlaufen \va1" , 
herichtigt. 

Ich selbst habe VOll der ganzeJl Angelegen­
heit erst (\111 nächsten Tag um 16 Uhr durch 
einen Beamten des Wiener Außenministel'iums 
erfahren. 

dann zu versagen, wenn der Einberufung Präsident: Ich erteile dem Herrn Abge­
zwingende dienstliche Gründe entgegenstehen, ordneten Dr. van Tongel das Wort zu einer 
wenn also durch das zeitweise Fernbleiben I 

Zusatzfrage. 
d�s zur Waffenübun? Einzuberufen.den �.

chwer- I 
. 

Abgeordneter Dr . vall Tongel: Herr Minister! 
wIegende, unvermeIdbare NachteIle fur den Sind Sie bereit, dem Hohen Hause die Stelle 
Dienst entstehen würden. aus Ihrem Vortrag im Wien er Gewerbevereill 

Dem Bundesministerium für Lalldesverteidi- anläßlich der Europadiskussion vorzulesen, 
wo es dem Vernehmen nach - wie ich unter­gung sind bisher keine Fälle bekanntgeworden, 

wonach Beamten die Ableistung der Waffen- streichen möchte - geheißen haben soll : 

übung nur während des Gebührenurlaubs "ein Arrangement mit den vier Neutralen, 
wozu ich Finnland zähle". gestattet worden wäre. Es kommt allerdings 

gelegentlich vor, daß sich Beamte zur Waffen- Ich weiß nicht, ob diese Darstellung richtig 
übung melden, ohne gleichzeitig bei ihrer ist, es wäre jedenfalls zweckmäßig, wenn Sie, 
Dienstbehörde um einen besonderen Urlaub Herr Minister, die Güte hätten, diese Stelle 
anzusuchen. Wir sind selbstverständlich mit dem Hohen Haus zur Kenntnis zu bringen. 
der Einberufung an die Bewilligung der Dienst- Präsident: Ich erteile dem Herrn Minister 
behörde für diesen besonderen Urlaub gebun- das Wort. 
den, genauso wie ja auch der Bedienstete für 
seinen Gebührenurlaub eine Genehmigung 
seiner Dienstbehörde braucht. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang nicht 
unerwähnt lassen, daß das Bundesministerium 
für Unterricht im Hinblick auf den Lehrer­
mangel gebeten hat, Lehrpersonen nur während 
der Sommerferien zu Waffenübungen heran­
zuziehen. Diesen Wunsch hat das Bundes­
ministerium für Landesverteidigung erfüllt und 
bei der Festsetzung der Termine der Waffen­
übungen berücksichtigt. 

Präsident : Ich danke dem Herrn Minister. 
Wir gelangen zur Anfrage 271/M des Herrn 

Abgeordneten Dr. van Tongel an den Herrn 
Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten, betreffend Stockholmer Erklärungen 
des Herrn Außenministers : 

Warum wurde in der Presseaussendung über 
Ihre Stockholmer Erklärungen vom 15. März 
1962 entgegen der ersten Fassung der Rlmd­
funkmeldllng Finnland als vierter Staat, der die 
Assoziierung mit der EWG anstrebt, ge­
strichen? 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten Dr. Kreisky: Dazu möchte ich sagen, 
daß mir natürlich das Manuskript dieses Vor­
trages, den ich in der Wiener Handelskammer 
gehalten habe, im Augenblick nicht zur Ver­
fügung steht. Da ich aber die in dieser 
Rede dargelegten Gedankengänge verschie­
dentlich wiederholt habe, bin ich in der Lage, 
diese Gedankengänge inhaltlich wiederzugeben 
und sie nachher durch das Manuskript dieses 
Vortrages zu belegen. 

Ich habe im Zusammenhang mit den Be­
mühungen der Neutralen, z:u einem Arrange­
ment mit der Europäischen Wirtschaftsgemein­
schaft zu gelangen, darauf verwiesen, daß 
am 15. Dezember des vergangenen Jahres 
die drei Staaten Schweiz, Schweden und 
Österreich in einem Schreiben an die EWG 
kundgetan haben, daß sie eine engere Zu­
sammenarbeit mit der EWG, basierend auf 
dem Artikel 238 - das ist jener Artikel des 
Römischen Vertrages, der von der Assozi­
ierung handelt -, wünschen und um dies­
bezügliche Verhandlungen ersuchen. 

Präsident: Ich erteile dem Herrn Minister In einem ganz anderen Zusammenhang -
das Wort. ich betone ausdrücklich : in einem voll-

Bundesminister für Auswärtige Angelegen-· kommen anderen Zusammenhang habe 
heiten Dr. Kreisky: Die schwedische Nach- ich mich mit dem Argument auseinander­
richtenagentur "TT" hat am 15. März 1962 gesetzt, w'onach die europäischen neutralen 
in einer Aussendung anläßlich meiner An- Staaten wirtschaftlich von keiner Bedeutung 
kunft in Stockholm irrtümlich Finnland unter wären, vor allem deshalb nicht, weil in diesen 
jenen Staaten angeführt, die eine Assoziierung Staaten nur ungefähr 25 Millionen Menschen 
mit der EWG anstreben. Die Agentur hat leben. Ich habe damals gemeint - eine ähn­
noch am seI ben Tag von sich aus ohne irgend- liehe Bemerkung habe ich auch hier im 
eine Intervention meinerseits diesen Irrtum, Hause gemacht: Wenn auch die neutralen 
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Bundesminister Dr. Kreisky 

Staaten, nämlich Österreich, Schweiz und 
Schweden, die Mitglieder der EFTA sind, 
und Finnland, das mit der EFTA assozi­
iert ist, nur 25 Millionen Einwohner haben, 
so haben sie doch wirtschaftlich eine wesent­
lich größere Bedeutung. Und so habe ich 
darauf verwiesen, daß diese Staaten bei 
den sechs Staaten der EWG im vergangenen 
Jahr voraussichtlich - damals lagen die end­
gültigen statistischen Ziffern noch nicht vor -
für ungefähr 4 Milliarden Dollar, das sind 
über 100 Milliarden Schilling, Waren gekauft 
haben und daß die EWG-Staaten aus dem 
Handel mit den Neutralen - Finnland in 
diesem Fall mitgerechnet - in der Handels­
bilanz ein Aktivum von nahezu 1 Y4 Milliarden 
Dollar erzielen. Der Handel der EWG­
Staaten mit den Neutralen ist doppelt so groß 
als der der EWG-Staaten mit den Vereinigten 
Staaten von Amerika. 

Das scheint mir eine sehr wesentliche 
Argumentation zu sein, Ulnsomehr als der 
Handel der EWG mit den Vereinigten Staaten 
mit ungefähr 1 % Milliarden passiv ist, was 
also bedeutet, daß aus dem Handel mit den 
europäischen Neutralen die EWG- Staaten jene 
Dollars erzielen, die sie zur Abdeckung dieses 
Passivums im Handel mit den Vereinigten 
Staaten brauchen. 

. 

Das und nichts anderes habe ich in diesem 
und in anderen Zusammenhängen erklärt. 

Präsident : Wir gelangen zur Anfrage 294JM 
des Herrn Abgeordneten Machunze an den 
Herrn Bundesminister für Auswärtige Ange­
legenheiten, betreffend vermögensrechtliche Er­
füllung des Staatsvertrages durch die Ost­
staaten : 

Welche Möglichkeiten bestehen nach Ansicht 
des Herrn Bundesministers beziehungsweise der 
Bundesregierung, um die Erfüllung des Staats­
vertrages in vermögensrechtlicher Hinsicht durch 
die Oststaaten zu erreichen ? 

Präsident : Ich erteile dem Herrn Minister 
das Wort. 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten Dr. Kreisky : Ich bitte das Hohe Haus, 
mir zu gestatten, daß ich die diesbezügliche 
Bestimmung des Staatsvertrages hier verlese 
oder dem Inhalt nach wiedergebe. 

Dem Staatsvertrag Artikel 27 Abs. 1 zufolge 
haben die vertragschließenden Mächte ihre 
Absicht erklärt, österreichische Vermögen­
schaften, Rechte und Interessen, so wie sie 
sich derzeit in ihren Gebieten vorfinden, zurück­
zustellen oder, soweit solche Vermögenschaften, 
Rechte und Interessen einer Liquidierungs-, 
Verwendungs- oder sonstigen Verwertungsmaß­
nahme unterzogen worden sind, den Erlös, 
der sich aus der Liquidierung, Verwendung 

oder Verwertung solcher Vermögenschaften, 
Rechte und Interessen ergeben hat, abzüglich 
der aufgelaufenen Gebühren, Verwaltungs­
ausgaben, Gläubigerforderungen und anderen 
ähnlichen Lasten auszufolgen. Die Alliierten 
und Assoziierten Mächte sind bereit, zu diesem 
Behufe Vereinbarungen mit der österreichi­
schen Regierung abzuschließen. 

Ich möchte' hinzufügen, daß die Bestim­
mungen dieses Artikels so kompliziert sind 
und so komplizierte Verhandlungen erfordern, 
daß bisher kein Vertrag auf der Basis dieses 
Artikels abgeschlossen werden konnte, obgleich 
mit allen in Betracht kommenden Staaten in 
der intensivsten Weise seit Jahren Verhand­
lungen geführt werden. 

Präsident : Der Herr Fragesteller wünscht 
eine Zusatzfrage zu stellen. 

Abgeordneter Machunze : Herr Bunde::;­
minister ! Sind Sie bereit, dem Außenpolitischen 
Ausschuß einmal über den Verlauf der Ver­
handlungen mit den einzelnen Staaten einen 
Bericht zu erstatten? 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten Dr. Kreisky : Ich bin sehr gerne dazu 
bereit, nur muß mir die Geschäftsordnung 
diese Möglichkeit geben ; ich kann das nur 
in der Form machen, daß icJl dem Haus 
einen Bericht zuleite. Ich möchte hinzufügen, 
daß ein solcher Bericht natürlich nicht alle 
Details solcher Verhandlungen, die naturgemä.ß 
vertraulicher Art sein müssen, enthalten kann. 

Präsident: Eine zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Machunze : Herr Minister ! 
Unternimmt Ihr Ministerium beziehungsweise 
die Bundesregierung alles, was in ihrer Kraft 
steht, um die. Verhandlungen vorwärts zu 
bringen ? 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten Dr. Kreisky: Wir tun alles, was in 
unserer Macht steht, um diese Verhandlungen 
weiterzuführen, und ich kann dem Hohen 
Hause und auch dem anfragenden Herrn Ab­
geordneten mitteilen, daß sogar die Verhand­
lungen mit einem der europäischen Oststaaten 
recht weit gediehen sind und daß möglicher­
weise sogar mit einem Abschluß mit diesem 
Staat gerechnet werden kann. Ein solcher 
Vertragsabschluß hätte natürlich große Be­
deutung für die Verhandlungen mit anderen 
Staaten. Ich möchte es aber nicht unterlassen, 
zu bemerken, daß bei dem Personalstand und 
den bereitgestellten Budgetmitteln das Außen­
ministerium für diese Tätigkeit natürlich nur 
eine sehr begrenzte Anzahl von Beamten 
zur Verfügung hat. 
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Präsident : W"ir gelangen zur Anfrage 306/M 
des Herrn Abgeordneten Mahnert an den 
Herrn Bundesminister für Auswärtige An­
gelegenheiten, betreffend Verhandlungen mit 
Italien über die Südtirol-Frage: 

Welche Schritte wurden unternommen, um 
die von den Vereinten Nationen empfohlenen 
Verhandlungen mit Italien über die Südtirol­
Frage in Fluß zu bringen? 

Präsident : Ich erteile dem Herrn Minister 
das Wort. 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten Dr. Kreisky: Am 22. Jänner dieses 
Jahres fanden in Wien Besprechungen, die 
vom Herrn Bundeskanzler einberufen wurden, 
über die Südtirol-Frage statt. An diesen 
Besprechungen haben alle - ich betone 
ausdrücklich : alle ! - mit diesem Problem 
befaßten Gruppen, Institutionen und Inter­
essenvertretungen und politischen Parteien 
teilgenommen. Auf Grund dieser Bespre­
chungen hat sich die Bundesregierung mit 
dieser Angelegenheit beschäftigt und die Er­
gebnisse dieser Besprechungen gutgeheißen. 
Am 8. März dieses Jahres habe ich den italieni­
schen Botschafter zu mir gebeten und ihm 
ein Aide-memoire übergeben, in dem ich ihn 
aufmerksam gemacht habe, daß die öster­
reichische Regierung jederzeit bereit wäre, im 
Sinne der vorerwähnten Resolution die Ver: 
handlungen mit Italien aufzunehmen. Daß 
dieses Aide-memoire erst am 8. März über­
geben werden konnte, obwohl die Vorbespre­
chungen schon am 22. Jänner stattgefunden 
haben, hängt damit zusammen, daß es in der 
Zwischenzeit Regierungsverhandlungen in 
Italien gegeben hat und erst am 8. oder 9. März 
die Ileue italienische Regierung in der italieni­
schen Kammer für ihre Regierungserklärung 
die Mehrheit erlangt hat. 

Präsident : Die Fragestunde ist beendet. 
Den eingelangten A n t r a g  179JA der Ab­

geordneten Rosa Jochmann und Genossen, 
betreffend Abänderung des Allgemeinen Sozial­
versicherungsgesetzes, w e i s e  ich dem Aus­
schuß für soziale Verwaltung zu. 

Wird gegen diese Zuweisung ein Einwand 
erhoben 1 - Das ist nicht der Fall. 

Abstand genommen wird, lasse ich hierüber 
unter einem abstimmen und bitte jene Frauen 
und Herren, die der Ergänzung der heutigen 
Tagesordnung um den genannten Punkt sowie 
der Abstandnahme von der 24stündigen Auf­
lage frist für den Bericht zustimmen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Dies ist die Zwei­
drittelmehrheit. A n g e n o m m e n. 

Die Tagesordnung ist somit um diesen 
Punkt erweitert. 

1. Punkt: Bericht des Verfassungsausschusses 
über die Regierungsvorlage (603 der Beilagen): 
Bundesgesetz zum Schutz der olympischen 
Embleme und Bezeichnungen (619 der Bei-

lagen) 

Präsident: Wir gehen in die T a g e s o r d n u ng 
ein und gelangen zum 1 .  Punkt : Bundesgesetz 
zum Schutz der olympischen Embleme und 
Bezeichnungen. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Aigner. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu 

berichten. 

Berichterstatter Aigner: Hohes Haus ! �Ieine 
Damen und Herrenl In der Zeit vom 29. Jänner 
bis 9. Februar 1964 werden die Olympischen 
Winterspiele in Innsbruck abgehalten. Nach 
den vom Olympischen Comite aufgestellten 
Olympischen Regeln hat Österreich die Em­
bleme und andere Bezeichnungen der Olym­
pischen Spiele zu schützen, um so einen 
Mißbrauch der Verwendung dieser Embleme 
zu vermeiden. Die vorliegende Regierungs­
vorlage beinhaltet nichts anderes als den 
Schutz der olympischen Embleme und Be­
zeichnungen, so wie es in den Olympischen 
Regeln Nr. 55 und 56 vorgesehen ist. Der 
vorliegende Gesetzentwurf ist mit 31 . De­
zember 1964 befristet. 

Der Verfassungsausschuß hat sich mit der 
Vorlage beschäftigt. Er war der Meinung, 
daß .lediglich § 6 einer genaueren Fassung 
bedarf, um Schwierigkeiten bei der Auslegung 
zu begegnen. 

Namens des Verfassungsausschusses b e­
a n t r a g e  ich, der Regierungsvorlage in der 
vorliegenden Fassung unter Einschluß der 
Abänderung zu § 6 die Zustimmung zu geben. 

Gleichzeitig beantrage ich, General- und 
Spezialdebatte unter einem abzuführen. 

Präsident: Zum Wort ist niemand gemeldet. 
Wir gelangen daher zur Abstimmung. 

Es ist mit der Antrag zugekommen, die 
heutige Tagesordnung um den Punkt: Bericht 
des Finanz- und Budgetausschusses über die 
Regierungsvorlage (624 der Beilagen) : Bundes­
gesetz über die Auf teilung der Mittel der 
"Sammelstellen" (633 der Beilagen), zu er­
gänzen und. gleichzeitig von der 24stündigen 
Auflagefrist für den hiezu zu erstattenden 
Bericht Abstand zu nehmen. Bei der A b8t immung wird der Gesetzentwurf 

Da eine Erweiterung der Tagesordnung um mit der vo m A uS8chuß beschlo ssenen Abänderung 
diesen Punkt nur dann möglich ist, wenn von in zwei t er  und dri t t er  Lesung e i ns timmig  
der 24stündigen Auflagefrist für den Bericht zum Be8c h l uß erhoben. 
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2. Punkt : Bericht des Verfassungsausschusses 
über die Regierungsvorlage (601 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem das Preisregelungsgesetz 
1957 abgeändert wird (Preisregelungsgesetz-

novelle 1962) (617 der Beilagen) 

3. Punkt: Bericht des Justizausschusses über 
die Regierungsvorlage (599 der Beilagen): 
Bundesgesetz, womit das Preistreibereigesetz 
1959 abgeändert wird (Preistreibereigesetz-

novelle 1962) (616 der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zu den 
Punkten 2 und 3 der heutigen Tagesordnung, 
die, wie gestern beschlossen wurde, unter 
einem behandelt werden sollen. Es sind 
dies die Preisregelungsgesetznovelle 1962 und 
die Preistreibereigesetznovelle i962. 

Berichterstatter zu P u n k t  2 ist der Herr 
Abgeordnete Flöttl. Ich ersuche ihn um seinen 
Bericht. 

Berichterstatter FlöttI : Hohes Haus! Die 
zur Behandlung stehende Regierungsvorlage 
(601 der Beilagen) hat die Abänderung des 
Preisregelungsgesetzes 1957 zum Gegenstand. 
Die im Jahre 1957 geschaffene Paritätische 
Kommission für Preis- und Lohnfragen hat 
sich bewährt. Um aber der Paritätischen 
Kommission größere Wirksamk�it zu ver­
leihen, haben der Präsident der Bundes­
kammer der gewerblichen Wirtschaft Alt­
bundeskanzler Abgeordneter Ing. Raab und 
der Präsident des ÖGB Olah ein Überein­
kommen getroffen, in dem neben ' der 
Änderung. des Preistreiberei- und Kartell­
gesetzes auch eine Abänderung des Preis­
regelungsgesetzes vorgesehen ist. 

Im Artikel 1 Z. 1 des Preisregelungsgesetzes 
ist eine Verfassungsbestimmung notwendig, 
um vor allem die Bundeskompetenz auch hin­
sichtlich der im vorliegenden Bundesgesetz 
vorgesehenen Maßnahmen sicherzustellen. Die 
neue Novelle zum Preisregelungsgesetz be­
stimmt nunmehr, daß das Innenministerium 
volkswirtschaftlich gerechtfertigte Preise für 
die Dauer von höchstens sechs Monaten fest­
setzen kann, wenn die Bundeswirtschafts­
kammer , die Land wirtschaftskammer , die 
Arbeiterkammer und der ÖGB dem Innen­
ministerium übereinstimmend mitteilen, daß 
der Preis für ein bestimmtes Sachgut oder 
das Entgelt für eine bestimmte Leistung er­
höht wurde. Eine solche Preisbestimmung 
ist jedoch nur zulässig, wenn die Preiser­
höhung in einem ganzen Wirtschaftszweig 
oder von einem Unternehmen beziehungsweise 
einer Unternehmergruppe mit marktbeherr­
schendem Einfluß vorgenommen wurde. Aller­
dings darf eine solche Preisbestimmung aus 
dem gleichen Anlaß nur einmal getroffen 
werden. 

Die Gesetzesnovelle bestimmt weiters auch, 
daß das Innenministerium und die in ihrem 
Wirkungsbereich vornehmlich berührten Bun­
desministerien, die Landeshauptmänner, die 
Bezirksverwaltungsbehörden und die Bundes­
polizeibehörden berechtigt sind, durch ihre 
Organe Auskünfte über alles zu verlangen, 
was für die Preisbestimmung und die Preis­
überwachung der preisgeregelten Waren er­
forderlich ist. Zu diesem Zweck sollen sie 
auch in die Wirtschafts- und Geschäftsauf­
zeichnungen Einsicht nehmen können. 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist das Bundesministerium für Inneres im 
Einvernehmen mit den beteiligten Bundes­
ministerien betraut. 

Der Verfassungsausschuß hat diese Re­
gierungsvorlage in seiner Sitzung am 28. März 
1962 in Beratung gezogen. An der Debatte 
beteiligten sich außer dem Berichterstatter die 
Abgeordneten Dr . van Tongel und Dr. Josef 
Gruber. Der Sitzung wohnte auch der Herr 
Innenminister Afritsch bei. 

Auf Grund seiner Beratungen hat mich der 
Verfassungsausschuß beauftragt, den A n t r a g  
zu steHen, der Nationalrat wolle dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentworf 
(601 der Beilagen) die verfassungsmäßige Zu­
stimmung erteilen. 

In formeller Hinsicht beantrage ich, General­
und Spezialdebatte unter einem abzuführen. 

Präsident : Berichterstatter zu P u n k t  3 ist 
der Herr Abgeordnete Konir. Ich ersuche 
ihn um seinen Bericht. 

Berichterstatter Konir: Hohes Haus! Die 
Regierungsvorlage, die jetzt zu behandeln ist, 
ist am 28. März 1962 vom Justizausschuß 
beraten worden. An der Debatte haben sich 
die Abgeordneten Dr. Winter, Dr. van Tongel, 
Mark, Dr. Migsch, Eibegger und Dr. Hofeneder 
beteiligt. 

Mit dieser neuerlichen Novellierung soll 
ein Satz aus dem Preistreibereigesetz heraus­
genommen werden, der erst 1958 aufgenommen 
worden ist. 

Damals wurde dem § 1 Abs. 3 folgender 
Satz angefügt :  

"Als jeweils üblich gilt jedenfalls ein Preis, 
der gemeinsam von der Bundeskammer der 
gewerblichen Wirtschaft, dem Österreichischen 
Arbeiterkammertag, dem Österreichischen Ge­
werkschaftsbund und der Präsidentenkon­
ferenz der Landwirtschaftskammern Öster­
reichs als solcher bezeichnet und den Unter­
nehmungen im Einzelfall mitgeteilt oder all­
gemein durch die zuständigen geset�lichen 
Interessellvertretungen den in Betracht kom­
menden Mitgliedern bekannt gemacht worden 
ist. " 
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Konir 

In der Praxis hat sich leider die Novellierung 
nicht bewährt, es ist nie zu einer gemein­
samen Erklärung gekommen. 

Ich stelle im Namen des Justizausschusses 
den An trag, der Regierungsvorlage (599 der 
Beilagen) die verfassungsmäßige Zustimmung 
zu erteilen, damit diesen Satz wieder aus 
dem Gesetz herauszunehmen und dadurch 
den Gesetzestext wieder auf den a lten Stand 
zu bringen. 

Ich beantrage, General- und Spezialdebatte 
unter einem durchzuführen. 

Präsident : Die Herren Berichterstatter be­
antragen, General- und Spezialdebatte unter 
einem durchzuführen. - Ein Einwand da­
gegen wird nicht erhoben. General- und 
Spezialdebatte werden daher unter einem vor­
genommen. 

Wir gehen nunmehr in die Debatte ein, 
die über beide Punkte unter einem abge­
führt wird. 

-Zum Wort gemeldet ist der Herr Abge­
ordnete Dr . .  Gredler. Ich erteile es ihm. 
(Abg. Dr. H o t e n e d e r :  Ich bin neugierig, 
ob er jetzt pro oder kontra sprechen wird I) 

Abgeordneter Dr. Gredler : Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren ! Über eine Reihe 
ähnlicher Materien sind in den letzten Jahren 
von der Bundesregierung regelmäßig Vorlagen 
zur Verlängerung eingebracht worden, und 
diese Verlängerungen wurden auch von den 
Koalitionsparteien beschlossen. Bei diesen No­
vellen handelt es sich nicht um eine bloße 
Verlängerung, es handelt sich vielmehr um 
Änderungen, und das erfordert eine kurze 
Stellungnahme. 

Die Reden, die damals gehalten wurden 
- Sie werden sich erinnern können, es hat 
sehr häufig zum Beispiel unser früherer Parla­
mentskollege Krippner dazu gesprochen -, 
haben gelegentlich zu Heiterkeitsausbrüchen 
geführt ; hieß es doch immer wieder : alle Jahre 
wieder. Der Herr Kollege Hofeneder , der 
vorhin, als ich hinausging, die vorwitzige 
Frage stellte, ob ich pro oder kontra sprechen 
würde, hat damals, wenn ich mich richtig 
erinnere, angesichts des mangelnden wirt­
schaftspolitischen Konzeptes der Regierung 
gesagt, es würde sich bei diesen Gesetzen um 
ein Notopfer handeln, das der Koalition durch 
die Österreichische Volkspartei gebracht würde. 
Nun, Herr Kollege, ein solches Notopfer ver­
pflichtet uns nicht, aber dennoch werde ich 
ausführen, warum wir zu einem Gesetz positiv 
und zu dem anderen Gesetz negativ Stellung 
nehmen. (4 bg. Ma c h u n z e : Also ein halbes 
Notopfer I) Es ist gar kein Notopfer, Herr 
Kollege (Abg. Machu nze : Eine treiwmige 
Spende !) , eR findet eine sachliche Begründung, 

auf die ich Ihre Spannung höflichst hinlenken 
darf. (Abg. A l te nburger  : Eine Koalition mit 
der F PÖ I) Mit Ihnen sind wir noch nicht 
koaliert, das wird noch einige Zeit dauern. 
(Heiterkeit. - Abg. Probs t :  Noch nicht l) 

Die Wirksamkeit des Preisregelungsgesetzes 
wurde von einem seinerzeitigen Berichterstatter 
letztmalig im Dezember 1961 beleuchtet, und 
die Aufrechterhaltung der amtlichen Preis­
regelung wurde als eine wesentliche Voraus­
setzung für ein stabiles Preisniveau bezeichnet. 
Man hat damals eine Verlängerung bis zum 
30. Juni 1963 beschlossen. Über die Entwick­
lung des Preisniveaus um diese Zeit und auch 
nachher sind Sie ja im Bilde. 

Der Berichterstatter, Kollege Dr. Winter, 
der damals zur Frage des Preistreibereigesetzes 
sprach, hat richtig formuliert, daß Anreize 
gegeben sind, gegen die Preisdisziplin zu ver­
stoßen. Er sagte, gerade in jüngster Zeit sei 
dies besonders evident, man könne daher auf 
Strafbestimmungen nicht verzichten. Die In­
effektivität der beiden Gesetze stand und steht 
trotzdem fest. 

Ich möchte bei meiner Stellungnahme aus­
drücklich unterstreichen, daß wir Freiheit­
lichen natürlich gegen jede inflatorische Be­
wegung sind und daß wir angesichts der Wert­
verdünnung des Schillings in den vergangenen 
Jahren, vor allem im letzten, in einem, wenn 
auch Gott sei Dank beschränkten Rahmen, 
dies immer wieder festgestellt und bedauert 
haben. 

Es ist eine Selbstverständlichkeit, daß wir 
gegen die allgemeine Verteuerung, gegen jede 
Preistreiberei eingetreten sind. Es hat aber im 
Jahre 1960 mein Parteifreund Kollege Dr. Kos 
unwidersprochen ausgeführt, daß bis zu diesem 
Zeitpunkt nur 13 Fälle von Preistreiberei zur 
Anzeige gebracht worden sind und nur ein 
einziger Preistreiber nach diesem Gesetz ver­
urteilt wurde. Sie wissen selbst, daß die effek­
tiven Vorgänge auf dem Wirtschaftssektor 
andere waren, daß sich aber gerade das Gesetz 
als ungeeignet erwies. 

Man hat dann das Gesetz, wie Sie wissen, 
modifiziert. Der Herr Berichterstatter zu 
diesem Gesetz hat heute ausgeführt, daß man 
einen Satz, den man hineinnahm, heute 
wieder streicht. Wir Freiheitlichen sind natür­
lich scharfe Gegner der Preistreiberei. Wir 
begrüßen die heutige Novellierung, da sie einen 
Satz entfernt, zu dem in der 58. Sitzung der 
damaligen Gesetzgebungsperiode, es war am 
2 1 .  Mai 1958, mein Parteifreund Dr. Kandutsch 
negativ Stellung genommen hat, ohne - wie 
üblich - die Koalition zu überzeugen. Unser 
damaliger Standpunkt ist also durch das, was 
nunmehr heute beschlossen wird, gerecht­
fertigt worden. Es hat daher, nachdem wir 

3 1 7  
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ab 1 955 dazu übergegangen sind, unsere I Ich kehre nun zu den Wirtschaftsgesetzen 
Skepsis diesem Gesetz gegenüber bei den Ab- zurück, die uns heute hier vorliegen. Meine 
stimmungen zu berücksichtigen, nunmehr eine Damen und Herren ! Schon im Jahre 1955 
Änderung Platz gegriffen, die im Sinne der hat mein Klubkollege, der Abgeordnete Doktor 
seinerzeitigen Anregung aus dem Jahre 1958 Scheueh, dazu eine mnfassende Rede gehalten , 
durch meinen Klubkollegen vorgebracht wurde. die ich heute hier nicht wiederholen muß. 

\Vir nehmen sohin zu der heutigen Novelle EI' hat damals zu Recht eine Fortentwicklung 
zum Preist,reibereigesetz positiv Stellung, ich der 'Wil'tschaftsgesetze im Sinne eines Gesamt­
darf noch einmal unterstreichen, aus zwei konzeptes der Wil'tscha,ft vermißt. Er hat 
Gründen : erstens, weil das, was wir I H58 unterstrichen - und wir erlebten es immer 
- wie üblich, vergeblich - gefordert haben, wieder -, daß diese Wirtschaftsgesetze zu 
nunmehr durchgeführt wird, und zweitens Dauerrequisiten der Koalitionspackelei degra­
wollen wir mit diesem Abstimmungsvorgang diert wurden. Heute, sieben Jahre später, 
unterstreichen: Obwohl sich das Gesetz bisher, hat sich an diesen Dingen leider nichts ge­
wie Sie alle wissen, als nicht effektiv erwies, ändert. 
hoffen wir als scharfe Gegner jeder Preis- Österreich steht trotz des EFTA-Umweges 
treiberei, daß es sich doch in Zukunft in einer vor den Toren einer europäischen wirtschaft.­
Wendung zum Besseren zum Nutzen der lichen Einigung. Eine ruhige, eine möglichst 
österreichischen Wirtschaft und der Bevöl- stabile Lage auf dem Sektor der Preise und 
kerung handhaben läßt_ Löhne wäre notwendig, ein echtes Konzept, 

Sie ersehen daraus, meine Damen und Herren, um unsere Wirtschaft auf diese gewaltige 
daß wir Freiheitlichen uns keinesfalls Fragen Aufgabe vorzubereiten. Wir verhehlen uns 
der Abstimmung leicht machen, daß wir nicht, daß es schwierig ist, in einem solchen 
durchaus bei jedem Punkt genau zu beraten Konzept auf dem Gebiet der Preisregelung 
wissen, ob daR Pro oder das Kontra überwiegt, gesetzlich klarzustellen, was ein gerechtfertig­
und daß wir daraus unsere Schlüsse ziehen, ter Preis ist, zu erklären, wann man von 
wie wir uns in diesem Hohen Haus zu verhalten Preisexzessen spreche und wann man diese­
haben. Draußen wird oft gesagt und in den verfolgen kann. Aber wie unendlich schwierig 
Zeitungen wird geschrieben: Ihr treibt zuwenig ist dies erst in einem Staat, in dem ein ein­
Opposition. In diesem Haus wird uns, vor heitliches Wirtschaftskonzept fehlt, in dem 
allem auch von seiten mancher geschätzter nicht selten in der Koalition zwei völlig 
Kollegen in der Österreichischen Volkspartei, entgegengesetzten Auffassungen gehuldigt 
vorgeworfen, wir trieben einen reinen Negativis- wird, um die es dann zu einem Tauziehen 
mus, wir trieben zuviel Opposition, wir würden kommt. Bei diesem Tauziehen kommt nicht 
immer nein sagen. das wirtschaftlich Vernünftige heraus, sondern 

Wenn Sie sich einmal die Mühe machen, die eben irgendeill Komprorniß, der häufig das 
legistischen Vorgänge dieses Hauses zu prüfen, Ergebnis von Zufällen, von Härte oder Weiche 
werden Sie sehen, daß wir - sehr häufig bei den Verhandlungen, von Junktimierungen 
nicht beschränkt allein auf unsere Kollegen- ist, die mit einer sachlichen Beurteilung 
schaft, sondern unter Heranziehung der Bei- nichts zu tun haben. Daraus ergibt sich 
räte aus freiheitlichen Expertengruppen - so dann eine politische und keine wirtschaft­
SteIlung nehmen und dann auch vor der Ab- liehe Preisbildung und in der Folge ein begreif­
stimmung begründet sagen, warum wir so oder licher Skeptizismus von uns Freiheitlichen 
so handeln. gegenüber Gesetzen, gegenüber Regelungen 

Es ist ein hartes Brot, denn diese Tätigkeit 
wird von den Zeitungen oft nicht entsprechend 
berücksichtigt. Es ist ein hartes Brot, wenn 
man sich hier in der Minderheit befindet, etwa 
wenn man vergeblich Anfragen stellt, wie es 
- ich darf es nur mit einem Satz streifen -
in der gestrigen Fragestunde erfolgt ist. 
Zwei Anfragen meines Kollegen, des Abgeord­
neten Scheuch, wurden vom Präsidium her 
ohne jede echte Begründung einfach ab­
gewürgt, obwohl die eine aus einer Anfrage 
plus einem erklärenden Satz bestand, was in 
der heutigen Fragestunde zweimal in derselben 
'Weise vorkam, und die zweite eine eindeutige 
Anfrage war. Es sei nur unterstrichen, daß ein 
solcher Vorgang unsere schwerRten Bedenken 
hervorrufen muß . 

dieser Art. Im übrigen sind wir prinzipiell 
gegen dirigistische Maßnahmen, besonders aber 
dann, wenn der Dirigent, nämlich der Staat, 
selbst fast stets mit schlechtem Beispiel voran­
geht. 

Sie, meine Damen und Herren, beschließen 
heute eine N ovellierung eines dirigistischen 
Gesetzes, betreffend die Preisregelung, und 
wissen doch ganz genau, was in der Be­
völkerung ebenso bekannt ist : Es handelt 
sich lediglich . um papierene Beschlüsse. Die 
Preisbewegung wird andauern , und sie wird 
in erster Linie vom Staat selbst veranlaßt. 
Denn fast immer, wenn es zu erheblichen 
Preiserhöhungen kam, ist es die öffentliche 
Hand gewesen, die durch Steigerung im 
eigenen Sektor daR nuslösende Moment ver-
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schuldet hat.  Wobei ich sagen muß : Manchmal 
ist auch das Problem, wie der Staat Preise 
bezahlt, mir etwas unbegreiflich . Ein kleines 
Beispiel sind die ungarischen Koksimporte. 
500 S werden pro Tonne von den Öster­
reichischen Bundesbahnen, 700 S vom Bundes­
heer bezahlt. Trotz der Spanne, die sich 
in den verbilligten Tr8,nsportkosten bei den 
Bundesbahnen ergibt, ist mir ein solcher 
Preisunterschied nicht klar. Es werden also 
nicht nur Preise erhöht, sondern es werden 
da und dort auch Preise bezahlt, bei denen 
man sich erstaunt frägt, wie sich der Preis 
wohl gebildet hat. 

Wir haben also kein Vertrauen zu emem 
Dirigismus, einer Körperschaft, die in sich 
selbst konträrer Meinung ist, wobei natürlich 
heute die Hochkonjunktur in der gesamten 
freien Welt für den Bürger die bedauernden 
Auswirkungen einer solchen Situation zu­
decken mag ; sie sind aber dennoch vor­
handen. 

Wir haben - ich darf es vielleicht zum 
dritten Male unterstreichen - an einer echten 
Regelung auf dem Preis sektor größtes Interesse. 
Aber sie wird durch ein solches Gesetz kaum 
geändert. Wir stimmen heute für die Preis­
treibel'eigesetznovelle, weil wir der Meinung 
sind, hier einen Vertrauensvorschuß geben 
zu können. Wir tun es nicht auf dem Gebiet 
der Preisregelung. 

Meine Damen und Herren ! Ich habe nicht 
die Absicht, jetzt - es ist in meiner Partei 
geschehen, es ist in den Zeitungen geschehen -

über die Besprechungen des Herrn Altbundes­
kanzlers Präsident Raab und des Herrn 
Gewerkschaftspräsidenten Olah und über das, 
was sich aus diesen Besprechungen nun als 
legistisches Resultat ergibt, umfassend zu 
referieren. Sie kennen die von uns Freiheit­
lichen hiezu dargebrachten Meinungen. Ich 
möchte nur eines unterstreichen : Wir Frei­
heitlichen haben schon vor mehreren Jahren 
erklärt, daß wir einem Neo-Ständestaat durch­
aus negativ gegenüberstehen. Wir halten 
die Paritätische Kommission als Schauplatz 
einer Aussprache der wirtschaftlichen Partner 
für richtig, beschränkt auf freiwillige Zu­
sammenarbeit, beschränkt auf Beratungen, 
wie man durch marktkonforme Maßnahmen, 
durch volkswirtschaftlich überlegte Maßnah­
men Preissteigerungen verhindern kann. 

Wir sind aber dagegen, daß aus der Pari­
tätischen Kommission eine quasi nebenbehörd­
liche ökonomische Nebenregierung mit gerade­
zu gesetzgeberischen und exekutiven Voll­
machten entsteht . Sie müssen nur den Aus­
schußbericht lesen - wir haben ja auch den 
Herrn Berichterstatter dazu gehört - um 
zu vernehmen, VOll wo die Initiative ge-

kommen ist, und wir glauben, daß dort, 
wo die Initiative, nämlich außerhalb von 
Parlament und Regierung, gelegen ist, dann 
wahrscheinlich praktisch auch die Handhabung 
dieses Gesetzes liegen wird . Das bedeutet 
politische Preise, verzerrte Preise, Preissteige­
rungen gerade im öffentlichen Sektor trotz 
dieser halbstaatlichen Paritätischen Kommis­
sion, trotz der vorhandenen Gesetze. 

Ja würde die Frage der Wirtschaftsplanung, 
würde die Frage der Preisgestaltung in der 
Hand einer Gruppe objektiver beratender 
Fachleute liegen,- könnte man diese Bedenken 
vielleicht zurückstellen. Sagen Sie mir nicht, 
daß es derartiges nicht gibt. Es hat vor 
kurzem der führende Beamte des französischen 
Commissariat general du plan, Lemerle, 
einen Vortrag in Wien gehalten, aus dem 
hervorgeht, daß in Frankreich ein Kommissa­
riat von etwa 30 Personen als Plankom­
missariat tätig ist, das ungefähr 400 Fach­
leute zu seiner Arbeit her a,nzieht , welche 
völlig außerhalb politischer Willensbildung 
herangezogen werden. Dort gibt es keine 
Proporzbestimmung, dort frägt man nicht 
nach der politischen Gesinnung, sondern zieht 
in etwa 50 Arbeitsausschüssen jene Männer 
zur Beratung heran, die von der Materie 
etwas verstehen, und zwar unabhängig von 
ihrer politischen Färbung, schafft also eine 
wirtschaftlich beratende überparteiliche Kör-
perschaft. . 

Meine Damen und Herren ! Ich möchte 
zum Schluß kommen. Eine Definition, welcher 
Preis gerecht ist, gibt es nicht. Darüber 
hat mein Klubkollege Kandutsch in diesem 
Haus vor etwa zwei Jahren schon ausführlich 
gesprochen. Aber es gibt natürlich ein Er­
arbeiten gerechter Bedingungen auf dem Preis­
sektor, dann, wenn die Menschen, die an 
dieser Tätigkeit beteiligt sind, einem wenig­
stens verwandten wirtschaftspolitischen Kon­
zept huldigen. Vertreten sie aber vollkommen 
konträre Ansichten, so wird dabei zweifellos 
nichts herauskommen. Nicht die Elemente 
wirtschaftlicher Überlegung werden dann maß­
geblich sein, sondern man wird zu Quasi­
Polizeimethoden schreiten, nicht der markt­
konforme Eingriff wird das Ergebnis sein, 
etwa auf dem Kreditsektor, auf dem Zoll­
sektor , auf dem außenhandelspolitischen und 
dem budgetären Sektor, sondern die grob­
schlächtige Methode, die man irgendwie aus­
gemacht hat. 

Wir werden daher aus diesem Grund und 
auf Grund unseres tiefen Skeptizismus gegen­
über jenen Instanzen, die sich mit der Frage 
der Preisregelung zu befassen haben, die 
Preisregelungsgesetznovelle 1 962 ablehnen. 
(Be-i/all bei der F PÖ.) 
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Präsident : Zum Wort gemeldet hat 
der Herr Abgeordnete Dr. Staribacher. 
erteile es ihm . 

Abgeordneter Dr. Staribacher : Herr Präsi­
dent ! Hohes Haus ! Die Ausführungen des 
Herrn Abgeordneten Dr. Gredler waren zwei­
felsohne sehr interessant, weil sie sich - und 
das möchte ich vielleicht einleitend sagen -
jetzt als Abschluß einer Entwicklung dar­
stellen, die wir vom Standpunkt des Gewerk­
schaftsbundes und der Sozialistischen Partei 
mit Interesse verfolgt haben. Ja man könnte 
fast sagen : Wenn die Wirtschaftspolitik und 
die Sozialpolitik, vor allem aber die Wirt­
schaftspolitik ein so interessantes Thema wäre 
wie mancher Kriminalroman oder so etwas 
Ähnliches, könnte man fast ein Buch darüber 
schreiben. 

sich Handelskammer selbst verleugnen würde, 
Ich möchte ich fast sagen, um wirklichen Preis­

treibern Paroli zu bieten. Das war ja die 
Absicht dieses Gesetzentwurfes. Wenn sich 
nämlich einzelne Unternehmungen, die zum 
Beispiel die Möglichkeit haben, in einem Ort 
oder infolge ihrer günstigen wirtschaftlichen 
Machtstellung die Preise zu bestimmen, nicht 
an die Spielregeln der freien Wirtschaft, halten 
und selbst die Preise bestimmen, dann sollten 
die betreffenden Interessenvertretungen, also 
die Handelskammer, die Landwirtschaftskam­
mer, die Arbeiterkammer und der Gewerk­
schaftsbund, einen ortsüblichen Preis fest­
stellen. Die einzige Sorge war also damals, 
die Möglichkeit zu schaffen, Auswüchse, die 
aus einer besonderen Machtkonstellation ent­
stehen, zu verhindern. Das ist mit dieser 
Gesetzesnovelle nicht geglückt. Daher hat die 
Bundeskammer verlangt , daß dieser Para­
graph wieder entfernt werde. Wir konnten 
das zugestehen, weil wir glauben, in dem 
neuen Abkommen eine bessere Lösung ge­
funden LU haben. 

Wenn Sie sich die Mühe genommen haben 
und die Entwicklung dieses, wie in einer 
Zeitung steht, "ominösen" Raab-Olah-Ab­
kommens verfolgt haben - der Herr Abge­
ordnete hat es ja erwähnt -, wenn Sie sich 
vielleicht gar darnach die Mühe genommen 
und geschaut haben, ob wirklich alles das 
drinnen ist, was ja gar nicht drinnen sein 
kann, nämlich daß der Staat in Gefahr ist, 
daß die Verfassung verletzt wird, dann 
werden Sie daraufkommen - und heute ist 
es das erste Mal, daß in diesem Hause darüber 
im Rahmen einer Debatte über ein konkretes 
Gesetz gesprochen werden kann -, daß das 
gar nicht zutrifft. 

Dieses Stabilisierungsabkommen, welches die 
Gewerkschaft mit der Handelskammer ge­
schlossen hat, will gar nichts anderes, als einer 
Entwicklung Einhalt gebieten, von der der Herr 
Abgeordnete Dr. Gredler gesagt hat, es wäre 
höchste Zeit, daß dagegen etwas unternommen 
wird. Und, Herr Abgeordneter Gredler, des­
halb ist es für uns so schwer, Sie zu ver­
stehen, da Sie zwar sagen, Sie sind gegen die 
Preistreiberei, Sie sind gegen diese ganze 
Entwicklung, wie wir sie im letzten Jahr 
erlebt haben, aber Sie stimmen selbstver­
ständlich' gegen die Gesetze, die uns hier vor­
gesetzt werden. (Abg. Dr. Gredl e r :  Nicht 
gegen das Preistreibereigesetz !) Ja, gegen das 
Preistreibereigesetz stimmen Sie deshalb nicht, 
weil es sich bei dieser Novelle zum Preis­
treibereigesetz um gar nichts anderes handelt 
als um die Herausnahme einer Bestimmung, 
die seinerzeit die Regierungsparteien vorge­
schlagen haben, als die Paritätische Kommis­
sion im Jahre 1957 gegründet wurde. Damals 
war eine ähnliche wirtschaftliche Entwicklung 
wie im Jahre 1 961 vorhanden, auf Grund der wir 
dann im Jahre 1958 das Preistreibereigesetz 
novelliert haben. 

Ich gebe zu : Wir haben da,mals zu große 
Hoffnungen darauf geset.zt., daß sich die 

Wenn man nun die Einzelheiten dieses 
Abkommens studiert, so findet man, daß darin 
gar nicht das enthalten ist, was die Zeitungen 
geschrieben haben. Die Verfassung ist nicht 
gefährdet. Ich könnte Ihnen einzelne Stellen 
aus der sogenannten unabhängigen Presse 
verlesen, die ein Gejeier angestimmt hat, 
als dieses Abkommen abgeschlossen worden 
ist. Das hat schon damit angefangen, daß 
man sich gefragt hat : Warum ist das gerade 
zu Weihnachten geschehen ? Es hat geheißen : 
Da ist die Regierung auf Urlaub, zu diesem 
Zeitpunkt ist niemand da, da wäre die gün­
stigste Zeit, eine solche revolutionäre Änderung 
in Österreich durchzuführen. - Gar nicht ! 
Präsident Olah sollte nach Amerika fahren ; 
er wollte dieses Abkommen vorher noch in 
Ordnung bringen, und daher haben die 
Bundeskammer und der Gewerkschaftsbund 
gemeinsam dieses Abkommen zu diesem Zeit­
punkt abgeschlossen. 

Dieses Abkommen will also gar nichts 
anderes als das, was der Herr Abgeordnete 
Dr. Gredler selbst will, nämlich daß die Preise 
stabil gehalten werden und daß es uns gelingt, 
die Aufwärtsentwicklung der Preise einiger­
maßen zum Verschwinden zu bringen. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit auch dar­
auf hinweisen, daß Sie es selbst waren, Herr 
Abgeordneter, der geHagt hat, man möge 
durch eine Budget-, Investitions- ,  Kredit-,  
Handels-, Arbeitsmarkt-, Zoll- und Wett,­
bewerbspolitik entsprechend wirken. Sie haben 
nicht alle Möglichkeiten aufgezählt, aber alle 
Punkte, die Sie genannt haben, stehen in 
dem Abkommen drinnen . Über Empfehlung 
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Dr. Staribacher 
der Intcrt's�envel't.retullgell folollen diese Maß- Sie könnten /-lieh so etwa::; vorstellen, aber 
nahmen - Sie nennen sie "marktkollforme PS müßten dort Fachleute drinnen sitzen. 
Maßnahmen" - durch kombinierten Ein - Ich hin auch von einer IntereRsenvertrehmg. 
Hatz wirksam werden. (Abg. Dr. G re d l e r :  Sie können mir entgegenhalten : Daher wird 
Ich bin skeptisch !) Sie sind skeptü,ch ; das er auf alle Fälle sagen, daß Fachleute drinnen 
sind Sie immer ! (Abg. K 1: n d l : Nicht von Na.tur sind ! Ich will nicht einmal behaupten, daß 
(tUB ! - Heiterke'it.) Ich werde Sie sicher jetzt wir nur Fachleute haben. (Abg. Dr. Gre d l H :  
nicht überzeugen können. Ich will Ihnen Ihnen sprech ich die Qualifikation "Fachmann" 
nur sagen, warum ich gerade auf diesen Punkt übrigens Z1f, !) Ich danke Ihnen vielmals für 
besonders eingehe. Einer der Gründe, warum dieses Kompliment ! 
man meinte, daß die Verfassungsmäßigkeit I Ich möch.�e daher sagen : Wenn irgend 
in Frage gestellt sei, war der Umstand, daß jemand in Osterreich über solche Probleme 
die Interessenvertretungen einen solchen Vor- redet und reden soll, dann sollen es von un­
schlag machen sollten. Man hat gefragt : serem Standpunkt aus gesehen doch die 
Wenn die Interessenvertretungen einen solchen Interessenvertretungen sein, weil sie wahr­
Vorschlag machen, ist denn dann noch die scheinlieh am ehesten imstande sind, der 
Verfassungs mäßigkeit gewährleistet � Sie ha- Regierung ihre fachlichen Vorschläge zu er­
ben selbst erwähnt, daß Herr Lemerle, staUen, um der Regierung zu helfen, dieses 

. der hier war und den die Arbeiterkammer auch äußerst schwierige Problem zu meistern. 
eingeladen hat, einen Vortrag gehalten und Wenn Sie uns also als Interessenvertretung 
uns auseinandergesetzt hat, daß es solche schon diese fachliche Möglichkeit zusprechen, 
Institutionen, wie bei uns in Österreich die dann verstehe ich Sie nicht, warum Sie uns 
Paritätische Kommission eine ist , mehr oder dann sagen, es wäre zweckmäßiger, wenn 
minder fast in der gesamten freien Welt gibt. ein objektiveres Forum existieren k_önnte. 
Wir wissen, daß wir den Osten zum Vergleich Ich gestehe ganz offen und ehrlich : Es ist 
gar nicht heranzuziehen brauchen, weil dort für uns Gewerkschafter gar nicht so einfach, 
ganz andere Verhältnisse herrschen . Ob Sie jetzt unseren Mitgliedern immer alle Maßnahmen 
den Council of economic adviser in Amerika auseinanderzusetzen. Sie wissen, daß Prä­
nehmen, oder den ·Conseil Economique et Social sident Böhm das einmal sehr plastisch ausge­
in Frankreich, ob den Sozialäkonomischen drückt und gesagt hat : Wir sitzen alle auf 
Rat in Holland oder den Rat für wirtschaft- einem gemeinsamen Ast ! Es ist gar nicht 
liehe Zusammenarbeit in Norwegen, den Ar- so einfach für uns, unseren Mitgliedern manche 
beitsmarktausschuß in Schweden, oder welche Maßnahmen begreiflich zu machen, umso­
Titel auch immer diese Institutionen haben weniger, als wir das Gefühl haben, daß die 
mögen, immer versuchen in der freien Welt eine Seite, die mit uns auf dem Ast sitzt, 
die Interessenvertretungen, sich irgendwie uns sehr gerne auf den äußersten Zipfel 
zusammenzusetzen, um ihre Interessengegen- hinausdrücken möchte, sodaß wir immer 
sätze auszugleichen. Angst haben, hinunterzufallen. (Abg. Ing. 

Sie sagen natü.rlich : Das ist die alte Packelei, Raab : Keine Gefahr !) Wir müssen schon 
das ist der Proporz ! ,  und schreiben daher sehr kämpfen, damit wir auf diesem Ast 
(Abg. Dr. Gre d l e r :  Nein !) , zwar nicht Sie bleiben können. (Abri. Z e i l l i n g e r :  Sie haben 
selbst, aberdie "unabhängige "Presse: Die Markt- unsere Hilfe, Herr Kollege .') Was Ihre Hilfe 
wirtschaft auf dem Proporz altar ! Das sei betrifft, so ist es nicht ganz sicher, wieweit 
das Ergebnis des Raab-Olah-Abkommens, das Sie uns helfen, hinunterzufallen, um selbst 
sei die Situation, in die sich jetzt die Re- auf den Ast hinaufzusteigen ! (Zustimmung 
gierung begeben ha be, die Nebenregierung und Heiterkeit bei der SP().) Daher verlassen 
werde aufgebaut. Sie sagten selbst, das wir uns lieber, was das betrifft, auf unsere 
zeige sich schon darin, daß die Initiative eigene Stärke. 
zu diesem Gesetz eben von außerparlamenta- Für uns Gewerkschafter ist es also gar 
rischen Stellen ausgegangen sei. nicht so einfach, diesen gemeinsamen Inter-

Meine Damen und Herren ! Das verstehe essenausgleich zu finden. Wir stehen aber 
ich nicht. Es handelt sich um Interessen- nach wie vor auf diesem Standpunkt und sind 
vertretungen, und die Interessenvertretungen fest überzeugt davon, daß es mit Hilfe dieses 
können entweder einzeln oder - und wir Gesetzes gelingt, den notwendigen Interessen­
glauben, daß das viel zweckmäßiger ist - ausgleich zu finden. 
gemeinsam die Probleme beraten , sie bespre- Ich darf vielleicht noch einige Kleinigkeiten 
ehen und an die zuständigen Stellen Vor- sachlich dazu · bemerken. Wir sind überein­
schläge machen. Ich glaube, daß es sich nur gekommen, daß die Formulierung in diesem 
darum handeln kann, festzustellen, ob diese Gesetzentwurf, wo von einem "marktbeherr­
Interessenvertretungen, wie Sie sagen, wirk- sehenden Einfluß" gesprochen wird, nicht gleich­
lich die obj ektiven Stellen sind. Sie meinten, zuhalten ist mit einer anderen Gesetzesnovelle, 
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Dr. Staribacher 

die wir wahrscheinlich auch sehr bald ins Haus dieses Abkolluuens zeigen. Der Pferdefuß 
bekommen werden, nämlich mit der Kartell- dieses Abkommens liegt doch überhaupt darin 
gesetznovelle, die auch ein Punkt des Forde- . . .  (Abg. Dr. H o fe n e d e r :  Schlachfpfer'd oder 
rungsprogramms des Gewerkschaftsbundes ist. Nutzpferd ?) Das werden jetzt manche Herren 
Darüber wurde jetzt beim Herrn Justizminister nicht verstehen, und daher darf ich es vielleicht 
reichlich verhandelt, und es liegt nun ein ein- erklären : Wir streiten nämlich j etzt gerade 
vernehmlicher Vorschlag der Interessen- über die Umsatzsteuervergütung, und i m  
vertretungen vor. Wir werden im Haus Zusammenhang damit gibt es eine Diskussion 
darüber noch zu reden haben. Der Begriff I über die Schlacht- und die Nutzpferde . Der 
"marktbeherrschend" in diesem Gesetz geht Herr Abgeordnete Hofeneder meint wahr­
davon aus, daß ein Unternehmer mindestens scheinlich jetzt die Schlachtpferde, weil es sich 
50 Prozent der Versorgung in der Hand hat. Es hier letzten Endes doch um die handelt. , die 
heißt dort aber ausdrücklich, daß es sich dabei geschlachtet werden sollen. 
um eine "Marktbeherrschung" nur im Sinne die- Was llU� das Problem dieses Abkolllllleml 
ses zu beschließenden Bundesgesetzes handelt. betrifft, so liegt der Pferdefuß (Abg. Dr. Ho f e n-

In diesem Gesetz aber, das jetzt zur Dis- e d e l' :  Det· Schlachtpferdefuß ! - Heiterkeit), 
kussion steht, wird }Inter "marktbeherrschend" der Schlachtpferdefuß darin, d8Jß dieses Ab­
immer nur verstanden, daß eine Unter- kommen in Wirklichkeit wirkungslos sein wird, 
nehl11ungsgruppe - das steht auch in den Er- wenn sich die Unternehmungsvertretullgen 
läuternden Bemerkungen - einen markt- oder die Gewerkschaften keine Selbstdisziplin 
beherrschenden Einfluß ausübt. Mit anderen auferlegen. Denn wenn zum Beispiel jetzt 
Worten : Wenn es . dazu kommt, daß Unter- im Unter ausschuß der Paritätischen Kommis­
nehtnungsgruppen - ich will j etzt keine Namen sion oder in der Paritätischen Kommission 
nennen, um keine überflüssige Polemik herauf- selbst eine Preisforderung gestellt wird und 
zu beschwören, aber es sind aus der Vergangen- es dort zu keiner Einigung kommt, dann ist 
heit leider etliche Beispiele ' bekannt - nicht das Unternehmen nach elf Wochen frei .  
bereit sind, sich a n  das z u  halten, was die Genau dasselbe gilt auch für die Gewerk­
Interessenvertretungen als zweckmäßig und schaften. Mit anderen Worten : Wenn sich 
richtig erklärt haben, so soll dagegen einge- die Interessenvertretungen nicht aufraffen -
schritten werden können. Solche Unterneh- ich bin überzeugt, sie werden dies machen -
mungsgruppen haben darüber hinaus auch und nicht Selbstdisziplin halten, dann wirkt 
höhere Preise gefordert. Sie können sich sich diese ganze Gesetzesbest.immung eigent­
auf eine Ortschaft, auf ein Land beschrän- lieh nur als verzögerndes Moment aus : Wenn 
ken und sollen dort entsprechend erfaßt es nicht zu einem Einvernehmen zwischen den 
werden. Es soll nicht - darum ist diese Interessenvertretungen kommt, kann dann nur 
Formulierung "marktbeherrschende Unter- innerhalb einer Frist von elf Wochen die Preis­
nehmungen" gewählt worden - so sein, und erhöhung oder -- wenn Sie wollen - die Lohn­
das ist auch nicht die Absicht, weder der Inter- erhöhung, wenn eine übermäßige Lohner­
essenvertretung bei Ersbttung der Meldung höhung gefordert würde, nicht durchgeführt 
noch - wir nehmen das als sicher an - des werden. 
Herrn Innenministers, wenn er sich überlegt, Wir hoffen und sind davon überzeugt, daß 
ob und inwieweit eine solche Unternehmung es dazu kommen wird, weil wir glauben, daß 
unter die Preisregelung fallen soll, daß gegen den wir mit diesen gesetzlichen Bestimmungen 
Greißler, - entschuldigen Sie bitte, ich weiß, die Handelskammer nicht überfordert haben. 
die Kollegen von der Handelskammer hören Mit der Bestimmung - Sie werden ihr heute 
das nicht gern, wir sagen das immer aus alter die Zustimmung geben -, die die Abänderung 
Tradition -, daß gegen den Einzelhändler vor- des Preistreibereigesetzes betrifft, haben wir 
gegangen wird. Es handelt sich also nicht darum, zweifelsohne die Handelskammer ein bissm'l 
daß der Innenminister amtliche Preise fest- überfordert. Sie hat sich niemals, wie Sie 
setzen soll, wenn ebva ein Gastwirt für die ganz richtig gesagt hItben, dazu entschließen 
Semmel statt 55 Groschen 58 oder 60 Groschen können, einen solchen ortsüblichen Preis fest­
verlangt. Denn da soll der Konsument zusetzen. 
schauen, wo er das billiger bekommt. Das Was nun die Selbstdisziplin betrifft, so 
ist der Sinn der Formulierung "marktbeherr- möchte ich sagen, daß wir in den Gewerk­
sehende Tätigkeit" .  schaften - wir glauben es zumindest -

Was nun das ganze Abkommen betrifft, bis jetzt mehr als genug ' Selbstdisäplin 
so muß ich sagen : Es steht' und fällt doch in bewiesen haben. Ich weiß schon, daß es in 
Wirklichkeit mit der Selbstdisziplin der Inter- der Theorie so ist, daß wir überhaupt nie 
essenvertretungen. (Abg. Rosa J o c hmann : Lohnbewegungen starten dürften. Denn in 
Sehr richtig !) Ich werde Ihnen sofort, der Depression sollen die Gewerkschaften 
Herr Abgeordneter Gredler, den Pferdefuß keine Lohnbewegungen starten. Da heißt es 
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dann : Dai'l kann ja niemand bezahlen, die d e s  Vorstandei:! des Gewerkschaftsbundes re · 
Preise fallen doch sowieso ! Wie könnte mall lat iv uninteressant, ; sie mögen ihrem Präsi· 
denn da j etzt noch höhere Löhne bezahlen '? denten nachträglich die ,Entlastung' erteilen 
Und in der Zeit der Konjunktur sollten sie und damit eingestehen, was ohnedies j eder 
keine Lohnbewegungen machen. Denn da weiß : daß sie brave demokratische Statisten 
bedingt ja,  wie man sagt, schon die Konjunktur. sind - oder wird sich Widerspruch, Opposition 
lage eine gewisse Inflationstendenz, Lohner· gegen die Selbstherrlichkeit hervorwagen, mit 
höhungen wirken also kostensteigernd, und der das Raab-Olah-Abkommen geschlossen 
das sei auch wieder schlecht. So müssen sich worden ist 1 "  
ehen die Gewerkschaften immer zwischen Ich bin nicht berechtigt, hier für die andeI'C 
Scylla und Charybdis durchbewegen. Wir Seite eine Erklärung abzugehen. Ich kann 
glauben, daß wir in den vergangenen Jahren Ihnen aber sagen : In unseren Organisationen, 
mehr als Selbstdisziplin aufgebracht haben, im Gewerkschaftsbund, in der Partei, ist 
sogar gegen unsere Mitglieder, aber im wohl- darüber reichlich diskutiert und in demo­
ven;tandenen Interesse unserer Mitglieder, die kratischer Weise bescp.lossen worden. Ich 
das oft nicht verstehen konnten, vielleicht kann daher nur sagen : Mich wundert die 
nicht verstehen wollten und vielleicht auch Frechheit, mit der manche Zeitungsschreiber, 
von gewissen Kreisen unserer Mitgliedschaft die in der Vergangenheit wahrlich alles andere 
dazu animiert wurden, es nicht zu verstehen.  als demokratische Einstellung und demo­
Aber wir haben uns wirklich bemüht, hier kratische Gesinnung bewiesen haben, über 
Selbstdisziplin zu zeigen. Wir haben demokratische Organisationen wie den Öster­
und das will ich auch ganz offen sagen - reichischen Gewerkschaftsbund urteilen. 
diese Selbstdisziplin . in den letzten Monaten, Ich will nur hoffen, daß sich die Herren 
besonders �m Jahre 1961 , auf der Preisseite so I unsere demokratische Vorgangsweise aneignen 
sehr vermIßt. . und wirklich in ihren Organisationen so viel 

Wir sind daher froh, daß es zu einem solchen Demokratie walten lassen, wie es für uns 
Abkommen gekommen ist, wir sind froh, selbstverständlich ist ! (Lebhafter Beifall bei 
daß es letzten Endes heute hier im Parlament der SPÖ.) . 
die verfassungsmäßige Deckung findet. 

Ich darf zum Schluß noch auf einen Artikel 
hinweisen, der mir deshalb sehr bedeutungsvoll 
erscheint, weil er vielleicht das eingeleitet 
hat, was der · Herr Abgeordnete Gredler ge­
meint hat. Herr Porta schreibt in den "Salz­
burger Nachrichten", daß das "ominöse Raab­
Olah·Abkommen" in der Bundesparteileitung 
zur Sprache kommen wird und daß es j etzt 
darum geht, das "einzugestehen, was ohnehin 
j eder weiß" , wie er meint. Er erwähnt dann 
den Expertenausschuß .. Das war eine Zwischen­
phase, die meiner Meinung nach auch nicht 
sehr schön war - sie ist ja j etzt überwunden. 
Diese Phase war insofern unschön, als eine 
gewisse Seite versucht hat, das ganze Ab­
kommen wegen Verfassungs widrigkeit zu Fall 
zu bringen, obwohl ja, wie gesagt, überhaupt 
gar kein Grund dafür vorhanden war. Herr 
Porta schreibt ferner : "Kapitulieren, die Grund­
sätze verraten - und damit unser aller Frei­
heit den Dirigisten, " - Herr Dr. Gredler, 
wieder Ihr beliebtes Wort ! - "Staatsanbetern 
und Managern verkaufen. Womit die ÖVP 
für Österreich überflüssig geworden wäre." 
Das ist also die Meinung des Herrn Porta. 

'Vas mich an diesem Artikel aber viel mehr 
aufgeregt hat als dieser Hinweis, ist, daß es 
darin heißt : "In dieser Sicht" - nämlich 
in der Sicht der zu erwartenden Sitzung der 
Bundesparteileitung der ÖVP - "sind die 
für Freitag einberufenen Sitzungen des er­
weiterten Präsidiums der Bundeskammer und 

. Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Abgeordnete Mitterer. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Mitterer : Herr Präsident 1 
Meine sehr geehrten Damen und Herren ! Ich 
möchte mich ganz offiziell bei den beiden 
Herren Vorrednern dafür bedanken, daß sie 
diese sehr h.eikle und wesentlich ökono­
mische Frage ruhig und sachlich und nicht mit 
irgend welchen demagogischen Gags behandelt 
haben. Über ökonomische Fragen kann man 
nur in Ruhe und mit Sachlichkeit diskutieren. 

Vor allem aber möchte ich einmal feststellen, 
daß die Bezeichnung "ominöses Abkommen" 
deshalb immer so einen bestimmten Bei­
geschmack bekommen hat, weil die meisten 
Leute gar nicht wissen, daß das Wort "ominös" 
von "omen" , also Vorzeichen, kommt und daß 
es gute und schlechte Vorzeichen gibt. Je 
nachdem, wie das Abkommen gehandhabt 
werden wird, wird es sein ! 

Es ist zweifellos richtig, daß nahezu niemand 
eine wirkliche Definition der problematischen 
Begriffe, was ein echter, richtiger, vertretbarer, 
volkswirtschaftlich gerechtfertigter Preis ist , 
geben kann. Während meiner Militärdienstzeit 
war ich selbst für kurze Zeit in einer Preisprü­
fungsabteilung und habe dort gesehen, was alles 
an "echten" Preisen eingereicht und was geneh­
migt wird. Trotz Androhung der Todesstrafe 
und anderer liebenswürdiger Versprechungen 
war es kaum möglich, eine geeignete Antwort zu 
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Mitterer 

geben, es sei denn in ganz bestimmten Aus­
nahmefällen. 

Was die Preisbewegungell aulangt, so müssen 
wir uns über folgendes klar sein : Österreich 
ist weitgehend vom Ausland abhängig. Die 
ausländischen Preise sind nun einmal in 
Bewegung gekommen. Wenn Sie die Statistik 
ansehen, wie sie sich heute bei den Import­
ziffern gegenüber dem Ausland zeigt, so werden 
Sie feststellen, daß Deutschland, das Land, aus 
dem wir die meisten Importe beziehen, in den 
letzten eineinhalb Jahren eine sehr gewaltige 
Preisbewegung mitgemacht hat, die ja zweifel­
los auch den Herrn Professor Erhard zu der 
sehr aufsehenerregenden Rede veranlaßt hat, 
weil das' Preisgefüge in Deutschland tatsächlich 
sehr ins Rollen gekommen ist . 

Es sind also ausländische Einflüsse, die wir 
hier registrieren müssen und die sich natürlich 
auf die Preisebene auswirken. Denn darüber, 
glaube ich, wird niemand im Zweifel sein, 
das gilt für die verstaatlichte Wirtschaft 
genauso wie für die Privatwirtschaft : Die 
Kalkulation ist in den letzten Jahren so ange­
spannt worden, daß wir immer hart am Rande 
der Ertragslage marschieren. Selbst kleine 
Schwankungen können nicht mehr aufge­
fangen werden, weil dies die Kalkulation ein­
fach nicht mehr erlaubt. Wenn es daher größere 
Preisbewegungen auf dem ausländischen Sektor 
gibt, so werden sie sich nolens volens im öster­
reichischen Preisbild widerspiegeln. 

Darüber hinaus hat die öffentliche Hand 
- ich möchte jetzt gar nicht kritisieren und 
gar nicht polemisieren - immer wieder einen 
Antrieb in der Kostenentwicklung gegeben. 
Es ist ja nicht nur so, daß die Kosten nur 
einmal gestiegen sind, sondern es ist die 
dauernde Kostensteigerung bei der öffentlichen 
Hand, die sich natürlich auch auf das Preisbild 
auswirkt. 

Ein Anwachsen der allgemeinen Kosten 
ist im Zeichen der Vollbeschäftigung wahr­
schein1ich unvermeidlich. Das ist auch ein 
Problem, mit dem sich die gescheitesten 
Nationalökonomen der Welt herumbalgen und 
für welches es bisher praktisch keine vollendete 
Lösung gegeben hat, weil nun einmal im Zeichen 
einer so starken Vollbeschäftigung, einer Über­
konjunktur Löhne und Kosten nicht völlig 
gehalten werden können. Es werden immer 
wieder Lohnforderungen gestellt, es werden 
immer wieder Konzessionen gemacht, um die 
Ar beiterschaft bei der Stange zu halten. Alle 
diese und auch noch andere Momente bringen 
eine dauernde "Kosteninflation ", wie es die 
Nationalökonomen nennen, ein dauerndes Stei­
gen der Kosten und damit auch eine Unruhe 
auf der Preisebene. 

Es ist zweifellos richtig, daß eine KOlluuis­
sioll, welchen Namen immer sie hat, keine 
Wunder wirken kann. Sie kann also ökono­
mische Gegebenheiten nicht einfach ändern, 
sie muß natürlich zu marktkonförmen Maß­
nahmen, zu einem kombinierten Einsatz von 
Maßnahmen schreiten, wie wir sie alle aus 
der Nationalökonomie kennen. Es sind das 
gewisse Krediteinschränkungen, es sind 
das Liberalisierungstendenzen, ZoUsenkungs­
tendenzen ; alles das, was wir gemacht haben, 
wenn auch vielleicht nicht in voll befriedi­
gender Weise, wenn auch nicht in genügendem 
Ausmaß. Es ist ja auch hier sehr schwierig, 
eine drastische Zollsenkung am Vorabend der 
Verwirklichung des Europamarktes durchzu­
führen, zumal wir nicht wissen, was wir dann 
morgen bei den Verhandlungen tun sollen. 
Es sind also gewisse Anzeichen vorhanden 
und konkrete Taten in Richtung der Herab­
setzung der Zölle, der Liberalisierung gesetzt 
worden. Vor allem läßt uns folgende Er­
scheinung eine gewisse Hoffnung berechtigt 
erscheinen : Es ist in den letzten zwei Monaten 
weltweit, zumindest aber auf den für Österreich 
maßgebenden Märkten, eine gewisse Konjunk­
turdämpfung festzustellen. Diese Konjunktur­
dämpfung wird zweifellos auch einen wenn 
auch nicht entscheidenden Beitrag in dieser 
Richtung leisten. 

Wenn man nun bedenkt, daß der Export 
der deutschen Bundesrepublik in den letzten 
Monaten drastisch zurückgegangen ist, und 
zwar so, daß dieser Rückgang, wie gesagt, 
alarmierend war, so muß man sich klar darüber 
sein, daß das natürlich auch eine gewisse 
dämpfende Wirkung auslöst. 

Man hat in diesem Hause immer wieder 
gesagt - und auch in verschiedenen Zei­
tungen · konnte man das lesen - : Ja, wird 
q.enn der ganze kombinierte Einsatz, wird 
dieses neue Raab-Olah-Abkommen auch seine 
Wirkungen haben � Wohl niemand kann 
voraussagen, wie sich die Dinge abzeichnen 
werden. Man kann nur wünschen und hoffen, 
daß der Erfolg eintreten wird. Ich muß 
sagen, daß es sich um einen Versuch mit 
zweifellos tauglichen Mitteln handelt und daß 
es den Versuch wert ist. Denn die Frage der 
Preise und Löhne und der ganzen wirtschaft­
lichen Entwicklung beschäftigt heute - auch 
das muß ich wiederholen - die National­
ökonomen aller maßgebenden westlichen 
Länder. 

Ich will nur zwei Zahlen nennen, sie sind 
der Statistik entnommen. Wenn man die 
Statistik als Diskussionsgrundlage anerkennt, 
dann muß man sie für und gegen sich wirken 
lassen. Die Preise sind laut Statistik im ver­
gangenen Jahr um etwa 5 Prozent und die 
Löhne um etwa 11 Prozent gestiegen. Diese 

97. Sitzung NR IX. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)18 von 33

www.parlament.gv.at



Nationalrat. IX. GP. - 97.  Sitzung - 5. April 1 962 42 1 5  

Mitterer 

Zahlen stimmen nicht für alle Gebiete, das ist 
richtig. Sie sind Durchschnittswerte, die uns die 
Statistik liefert . Es ist also nicht so, daß 

scheidenden, in westlich orientierten Ländern , 
wo die freie Konkurrenz vorherrscht, solche 
Ansätze ebenfalls festzustellen sind. In vielen 
Ländern bestehen bereits solche Organisa-nur die Preise davongelaufen und die Löhne 

stehengeblieben sind. Es war hier ein edler tionen. 
Wettlauf, und wir können heute oft sehr Außerdem habe ich noch die tiefe Über. 
schwer feststellen, ob zuerst die Henne oder zeugung _ mögen es auch nicht all� glaubell -, 
das Ei kommt. Es ist einmal dort und einmal daß ein geringes Nachlassen der Überhitzung 
da begonnen worden. Jedenfalls ist. es . des der Konjunktur die Konkurrenz dazu zwingen 
Schweißes der Edlen wert, wenn WIr emen wird, daß nicht jeder alles auf der Arbeit. 
Versuch unternehmen, ohne einen totalen nehmerseite konzediert und es gleich am 
Dirigismus eine vernünftige Lösung in der nächsten Tag auf den Preis überwälzt. Man 
Lohn- Preis-Entwicklung herbeizuführen. wird es sich von nun an auch bei solchen For-

Natürlich - ich gebe dem Kollegen Dr. Stari- derungen viel besser überlegen müssen, O U  
bacher völlig recht, und auch Herr Dr. Gredler man sie noch verkraften kann. Denn wenn 
hat es ja angedeutet - wird es darauf an· man das nicht kann, bedeutet die Überwälzung 
kommen, von welchem Geist diese Verein- auf den Preis volkswirtschaftlich die Benach­
barung erfüllt ist und in welchem Geist sie teiligung aller anderen, die ja dann am Schlusse 
zur Durchführung gelangt. Denn die beste diese Konzession zu zahlen haben. 
Vereinbarung wird ein Stück Papier bleiben, 

Ich glaube, daß auch noch etwas anderes wenn es nicht gelingt, sie auch mit wirklichem 
bei der Beurteilung dieser Frage mitspielt. Leben zu beseelen, und vor allem, wenn der 
Die Fragen der Lohn-Preis-Angelegenheiten gute Wille bei einem der beiden Partner fehlt. 
sind zweifellos in der ersten Sicht ökono-

Wir können doch feststellen, daß gerade misch zu sehen. So bleibt es auch . Aber in den letzten Monaten alle Kreise Österreichs, es ist schon auch etwas Psychologisches 
alle Betroffenen, auch die Interessenvertretu n· dabei, wenn wir über Preise und Löhne spre­
gen sowohl der Arbeitnehmer als auch �er ehen. Eine solche Kommission, die nun eine Arbeitgeber, alles getan haben, um eme dämpfende Wirkung ausüben wird, die zu. 
vernünftige Lösung herbeizuführen. Und es nächst einmal eine retardierende Wirkung 
geht hier um eine vernünftige Lösung. Auch auslöst, kann sicher auch ein psychologisches 
der Selbständige _ .  wir sind gar nicht be- Moment für sich buchen. Man wird nicht mehr 
leidigt, wenn Sie "Greißler" sagen ; im ?"ege?-- so schnell in diese Entwicklung hineinkommen .  
teil, ich finde das sehr nett, und e s  1st em Das psychologische Moment wird, obwohl eingebürgertes Wort - hat doch kein Interesse es nicht wägbar ist und man es nicht in Ziffern 
an davonlaufenden Preisen, weil es keinen fassen kann, sicher seinen Beitrag leisten. 
Sinn hat, wenn sich sein Umsatzvolumen 

Ich darf noch kurz ein paar Worte zu den erhöht, aber sein wirklicher Reinertrag dem 
Erklärungen des Herrn Dr. Staribacher über Realwert noch nicht größer wird. Das größere 
den Begriff "marktbeherrschend" und ähnliche Volumen verursacht mehr Arbeit, und a.m 
Begriffe sagen. Ich glaube, es wird sehr schwer Schluß schaut nicht mehr heraus. Die soliden 
sein, in einem Gesetz den Begriff "marktbe­und anständigen Wirtschaftstreibenden - und 
herrschend" so und in einem anderen Gesetz das ist die große Mehrheit in diesem Staate � anders auszulegen, denn den Begriff " markt­sind daran interessiert, daß sich das PreIs-
beherrschend" haben wir in dem Kartell­niveau in Ruhe entwickelt und daß nicht 
gesetzentwurf, den ich zwar im Rohentwurf, einmal oben und einmal unten, daß nicht da 
nicht aber in einzelnen Details kenne, SChOll und dort Exzesse vorkommen. Wir haben gar festgelegt. Bekanntlich ist ja ein späteres kein Interesse daran. Wir werden daher alles 
Gesetz maßgebend für das frühere, das heißt , tun, um diesem Abkommen eine entsprechende 
es hebt gewisse Bestimmungen auf. Ich Stütze zu gewähren, damit es auch wirklich 
glaube also, wir sollen schon bei dem einen zum Tragen kommt . Begriff bleiben, zumal ja in dem Abkommen Es wurde gesagt, hier entstehe quasi ein 
auch verankert ist, daß es sich nicht nur um Neo-Ständestaat oder eine Art Neo·Stände-
marktbeherrschende Unternehmen handelt, bei staat, es sei ein Eingriff, wenn auch kein 
denen gewisse Maßnahmen zu treffen sein De.jure.,  so doch ein De.facto. Eingriff in den 
werden, wenn eine Preisüberhöhung eiIüreten Parlamentarismus, wenn vorberatende Organe 
sollte, sondern auch um ganze Wirtschafts­vorgeschoben sind. Ich gebe zu, daß das 
zweige. sicher ejn Problem ist, daß es nicht einfach 

ist und daß wir sicher Bedenken haben müssen 
bei solchen Entwicklungen. Aber ich muß 
auf der anderen Seite auch feststellen, daß 
in anderen Ländern der Erde, in sehr ent-

Meine Damen und Herren ! Man kann sicher 
heute noch nicht sagen, was dieses Gesetz 
bringen wird und ob es sich voll positiv 
auswirken wird. Wir alle sollten nicht mit 
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einem Z weckoptimisll1uH, aher mit eitlem ver­
nünftigen, gesunden Optimismn;,l diCKem (18-
set.z unsere Zustimmung geben, weil wir doch 
einen Versuch starten, i m  gegenseitigen Ein­
vernehmen und unter Beihilfe bei der großen 
Gruppen eine Lösung zu suchen und zu 
finden, die die gesamte Bevökerung erwartet 
und die ihr auch zugute kommen wird . Ich 
gebe zu, daß das in beiden Interessenvertre­
tungen gewisse Sch wierigkeitell bringen wird. 
Das werden manchmal die einen und manch­
mal die anderen nicht verstehen. Wir mÜ'lsen 
die ganze wirtscha.rtliche Entwicklung be­
trachten und uns klar darüber sein, daß die 
Volkswirtschaft letzten Endes dazu d?N ist 
den Lebensstandard der Menschen zu erhöhen : 
zu verbessern. Kontrollorgane sind nicht 
dazu da, festzustellen, daß es niemandom 
besser geht und alle nach dem Gleichheits­
prinzip des Ostens, wo niemand etwas hat, 
auf der untersten Stufe leben sollen. Die 
Volkswirtschaft ist dazu da, dem einzelnen 
sein Leben zu verbessern, den Lebensstandard 
zu erhöhen. Dem einzelnen darf nicht vorge­
gaukelt werden, daß ein höheres Geldvolumen 
auch ein höheres Realeinkommen bringt. 

Man muß allen Beteiligten tagtäglich sagen, 
daß n ur eine ruhige Entwicklung auf dem 
Lohn- und Preissektor letzten Endes dem 
einzelnen sein Realeinkommen sichert. 1.N enn 
das durch dieses Abkommen auch nur zum 
Teil geHngen mag - es wird gewiß da oder 
dort immer irgendeine unschöne Sache geben -, 
dalm war diese Maßnahme, war diese Verein­
barung zweifellos gut und zu begrüßen. 
Ich glaube, daß man einem so erfahrenen 
Taktiker und einem so erfahrenen Wirt­
schaftler wie dem heutigen Präsidenten der 
Bundeskammer, dein Altbundeskanzler Raab, 
der sich zweifellos herv orragende Verdienste 
um die Wirtschaft erworben hat, zutrauen 
muß, daß er mit gesundem Menschenver­
stand und mit einem guten Empfinden eine 
Tat gesetzt hat, von der wir wahrscheinlich 
später noch reden owerden. 

Ich wiederhole abschließend : A1 le Länder 
haben sich in den letzten Monaten mit die­
ser Frage zu befassen gehabt, als die Ent­
wicklung etwas rasant ge"lOrden ist ; sie 
ist in den letzten ein oder zwei Monaten etwas 
ruhiger geworden. Wenn wir heute eine solche 
Konstruktion setzen, die noch entsprechend 
abgeändert wurde und daher weder gegen 
die Verfassung noch gegen einen gesunden 
Parlamentarismus verstößt, sondern eine Zu­
sammenarbeit der Sozialpartner darstellt, dann 
sollte auch das Parlament diesem Wunsche, 
diesem Begehren und .diesem Vorschlag gerne 
;;;eine Zustimmung geben in der Hoffnung, 
daß letzten Endes das erreicht wird, was 
wir uns wünschen : eine Berv.higung auf dem 

Hehl' empfindlichen Preis- und Lohllsekt,ol" 
und damit die Sicherung des u nter HO großen 
Opfern erreichten Lebensstandards in unserem 
Lande. (Beif(tll bei der Ö V P.) 

Präsident : Zum Wort h<lt sieh niCUl<1Ud 
mehr gemeldet. Die Debatte ist, geschlossen. 
Die Herren Berichterstatter verzichten auf 
das Schlußwort. Wir gelangen nunmehr zur 
Abstimmung, die ich über jeden der beiden 
Gesetzentwürfe getrennt vornehme. 

Wir gelangen zuerst zur Abstimmung üher 
den Gesetzentwurf, betreffend die Preisrege­
lungsgesetzllovelle 1962. Da die gegenständ­
liche Regierungsvorl9Jge eine Verfassullgshe­
stimmung enthält, stelle ich gemäß § 6 1  
Abs. 2 des Geschäftsordnungsgesetzes die 
Anwesenheit der Hälfte der Mitglieder ff"st. 

Bei der get'rennt durchgeführten A b  s t i m­
m u n g werden d'ie bei den Regientngsvorlagen 
- die P1"e'isregelungsgesetznovelle 1962 mit 
deT fÜt" eine Verfassungs bestimmung erfm·­
derlichen Zweidrittelmehrheit, die Preistreiberei­
gesetznovelle 1962 e i n s t i m m i g  - in z w e i t e r  
und d r i t t e r  Lesung zum B e s c h l 'u,ß erhoben. 

4. Punkt : Bericht des Landesverteidigungs­
ausschusses über die Regierungsvorlage (604 
der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das 
Heeresgebührengesetz neuerlich abgeändert 

wird (613 der Beilagen) 

Präsident : Wir gelangen zum 4. Punkt 
der Tagesordnung : Neuerliche Abänderung 
des Heeresgebührengesetzes. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter 
Franz Mayr. Ich bitte ihn,  zum Gegenstand 
zu berichten. 

Berichterst<ltter Franz Mayr : Hohes Haus ! 
Im Auftrage des Landesverteidigungsaus­
schusses habe ich über die Regierungsvorlage 
(604 der Beilagen) :  Bundesgesetz, mit dem das 
Heeresgehührengesetz neuerlich abgeändert 
wird, zu berichten. Der im Ausschuß beratene 
Gesetzentwurf hat eine Novelliernng des BUIl­
desgesetzes vom 18. Juli 1 956 über die Regelung 
der Bezüge und sonstigen Ansprüche der Wehr­
pflichtigen während der Dauer des Präsenz­
dienstes (Heeresgebühl'engesetz) in der Fassung 
der 1 .  Heeresgebührengesetznovelle 1 957 zum 
Gegenstand, durch welche das Taggeld für 
Wehrmänner, Chargen und Unteroffiziere er­
höht werden soll. 

Gemäß § 4 des Heeresge bührengesetzos 
in seiner geltenden Fassung haben die Wehr­
pflichtigen vom Tag ihres Dienstantrittes 
an für jeden in die Dienst.zeit einzurechnenden 
Tag des Präsenz dienstes Anspruch auf · Tag­
geld, das für Wehrmänner, Chargen und Unter-
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offiziere 5 S täglich beträgt. Dieses Taggelll 
erhöht sich l:1,b dem Tage, an dem ein Wehr­
pflichtiger des angeführten Personenkreises 
a,uf Grund freiwilliger Meldung einen verlän­
gerten ordentlichen Präsenzdienst gemäß § 28 
Abs. 5 des Wehrgesetzes leistet, auf 15 S 
täglich .  

Mit Rücksicht darauf, daß diese Gebühreu­
sätze schon aus dem Jahr 1956 stammen und 
heute nicht mehr angemessen sind, sieht der 
vorliegende Entwurf eine Erhöhung dieser 
Beträge auf 8 S beziehungsweise c1,llf l8 S 
vor. 

In der Regierungsvorlage ist da.für Vorsorge 
getroffen, daß der mit dieser Neuregelung 
verbundene Mehraufwand VOll rund 23,7 Millio­
Hen Schilling durch Einsparungen bei Kapitel 23 

Titel 2 § 4 des Bundesvoranschlages für das 
Jahr 1962 zu bedecken ist . 

Der Landesverteidigungsausschuß hat die 
Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 21 .März 
1962 in Verhandlung gezogen und nach einer 
Debatte, an der sich außer dem Berichterstatter 
die Abgeordneten Kindl, Regensburger und 
Pölzer beteiligten, unverändert angenommen. 

Der Landesverteidigungsausschuß stellt so­
mit den A n t r ag, der Nationalrat wolle dem 
von der Bundesregierung vorgelegten Gesetz­
entwurf (604 der Beilagen) die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
abzuführen.  

Präsident : Es ist beantragt, General- und 
Spezialdebatte unter einem durchzuführen. -
Ein Einwand wird hiegegen nicht erhoben. 

Wir gehen somit in die Debatte ein. Zum 
Wort gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete 
Kindl. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Kindl : Herr Präsident ! Sehr 
geehrte Damen und Herren ! Es liegt uns 
heute ein Entwurf vor, das Heeresgebühren­
gesetz abzuändern, im wesentlichen soll eine 
Erhöhung des Taggeldes der Präsenzdienst­
pflichtigen von 5 S auf 8 S vorgenommen wer­
den. 

Die Vorgeschichte : In der letzten Budget­
debatte wurde darauf hingewiesen, unter ande­
rem auch von mir, daß eine solche Erhöhung 
notwendig · sei. Das letzte Mal hat mein 
Fraktionskollege Dr. Kandutsch hier im Hohen 
Haus an den Herrn Minister die Frage gestellt, 
ob die Erhöhung möglich wäre. Der Herr 
Minister hat damals die Überprüfung zugesagt. 
Wir können heute unserer Freude darüber Aus­
druck geben, daß die Überprüfung nicht allzu 
lange gedauert hat und daß unser Wunsch so 
schnell realisiert wurde. Es wurde damals darauf 
hingewiesen, daß die Erhöhung pro Schilling 

10 Millionen ILusmachen ·würdc ; wir kÖllllCll 
also zirka 30 Millionen Schilling annehmen. 
Wir sehen auch aus der H,egierungsvorlage, 
daß diese Einsparungen auf einem Sektor 
möglich sind, der auch von mir seinerzeit 
in meiner Budget,rede angegiiffen wurde. "ViI' 
können daher dieser Regierungsvorlage die 
Zustimmung geben. 

Auf eines möchte ich noch kurz hinweisen, 
und das steht irgend wie im Zusammenhang 
mit den Ausführungen der drei Vorredner zu 
den Tagesordnungspunkten Preisregelung und 
Preistreiberei. Es heißt hier nämlich ausdrück­
lieh : "Mit Rücksicht darauf, daß diese Gc­
bührensätze" - nämlich die alten, 5 S pro 
Tag - "SChOll aus den1 Jahre 1956 stum­
men" - SChOll aus dem Jahre 1956, man 
könnte meinen , es wird zum Ausdruck gebracht : 
aus dem vorigen Jahrhundert - "und heute 
als nicht mehr angemessen gelten , .  sieht 
der vorliegende Entwurf" diese Erhöhung vor. 
Es wird hiemit zugegeben, daß wir in diesen 
sechs Jahren von 1956 bis 1962 eine wesent­
liche Entwicklung nach oben durchgemacht 
haben, daß man also die Notwendigkeit 
der Erhöhung der Tagessätze der Präsenz­
dienstpflichtigen einsieht. 

Meine sehr geehrten Frauen und Herren ! 
Mich hat heute nicht der Ehrgeiz zum Redner­
pult getrieben, sondern eine Not.wendigkeit, 
denn man muß gerade als Mitglied des Landes­
verteidigungsausschusses aus der Not eine 
Tugend machen. Es ist uns im Laufe des 
Jahres nicht oft möglich, zu Fragen der 
Landesverteidigung Stellung zu nehmen. Weil 
die Budgetdebatte, die alle Jahre einmal 
stattfindet, nicht die Möglichkeit gibt, alles 
anzubringen, möchte ich heute dem Herrn 
Minister ein paar Wünsche, deren Erfüllung 
unbedingt notwendig ist, bekanntgeben. 

Der Herr Minister hat damals in der Be­
antwortung der Frage meines Kollegen Kan­
dutsch ausdrücklich erwähnt, daß mit der 
Erhöhung von 5 S auf 8 S nicht al1es gegeben 
sei. Hier bin ich mit ihm vollkommen einer 
Meinung. Wir müssen bezüglich der Möglich­
keiten, die es gibt, Vergleiche mit dem Bundes­
heer der Ersten Republik ziehen. 

Ich will Ihnen hier an einem Beispiel zeigen, 
daß auf anderen Sektoren auch noch etwas 
geschehen muß. 

In der Ersten Republik wurde für die 
Angehörigen des Bundesheeres eine eigene 
Zigaret,te herausgegeben, die sogenannte 
LZ sie hatte verschiedene unschöne 
Namen. Diese Zigarette kostete damals zur 
Zeit der sogenannten 50-Groschen-Männer, 
einen ,halben Groschen. Der Soldat bekam 
also für seine Tageslöhnung, für den damals 
geringen Betrag von 50 Groschen, 100 Zi-

97. Sitzung NR IX. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 21 von 33

www.parlament.gv.at



4218 Nationalrat IX. GP. - 97.  Sitzung - 5. April 1962 
---- ------------------

Klndl 
garetten. Heute ist die billigste Ziga,rctte 
d ie Austria 3, die 25 Groschen kostet, was 
ia allen Frauen und Herren des Hauses bekannt 
sein wird. Vielleicht ist es denen nicht bekannt, 
die keine "Dreie_r" rauchen. 

Heute bekommt also der Präsent dienende 
für seine 8 S 32 Zigaretten. Das soll nicht 
heißen, daß er diese Zigaretten tatsächlich 
täglich rauchen muß, aber ich möchte Ihnen 
mit diesem Vergleich nur aufzeigen, daß wir 
mit diesen 8 S auf dem Sektor Rauchen noch 
weit entfernt sind von den Verhältnissen in 
der weit ärmeren Ersten Republik : Damals 
bekam der Soldat mit seinem Tagesgeld 100 Zi­
garetten, heute bekommt er 32 . Hier genügt 
nicht die Parole : "Wuzler aller Länder v er­
einigt euch ! " ,  die gestern hier ausgesprochen 
wurde, sondern hier hätte der Staat eine 
Möglichkeit. Wozu gibt es Staatsmonopole � 
Auch dazu, um eben den Angehörigen der 
Landesverteidigung verbilligt Rauchzeug ab­
geben zu können. Ich glaube, hier muß gar 
nichts in Bewegung gesetzt werden, hier 
braucht man sich nur einmal den Kopf darüber 
zu zerbrechen, es durchzurechnen und die 
Anweisung an das Tabakmonopol zu geben, 
diese Zigarette herauszubringen. Es wäre 
meine erste Bitte an den Herrn Minister, 
auf dem Rauchsektor etwas zu unternehmen, 
um die 8 S wirklich zu 8 S zu machen. 

Nun ein Zweites : Wir wünschen gewisse 
Preisnachlässe, unter Umständen freie Fahrt 
für Soldaten in Uniform auf bahn- und post­
eigenen, auf allen staatseigenen Linien. Ich 
sage ausdrücklich : für Soldaten in Uniform . 
Sie werden fragen, ob das unbedingt notwendig 
i st. Ich bin als niederösterreichischer Abge­
ordneter sehr viel auf den niederösterreichi­
schen Straßen unterwegs und werde sehr, sehr 
oft von Soldaten angehalten, die auf Wochen­
endurlaub nach Hause fahren. Viele stehen 
an der Straße, nur weil sie nicht das Geld 
in der Tasche haben, um per Bahn oder per 
Autobus nach Hause zu ihren Eltern zu 
fahren. 

Ich glaube, die Erfüllung dieser Forderung 
wäre ein wesentlicher Beitrag, um den Wehr­
willen zu heben und um auch den Ernst, 
den man der Landesverteidigung gegenüber 
zum Ausdruck bringt, noch etwas zu unter­
mauern. Es müßte doch möglich sein, daß 
Bundesheerangehörige in Uniform auf Staats­
linien - das sind Bahn- und Postlinien -
gratis fahren können. Das wäre die zweite 
Bitte, Herr Minister : es möglich zu machen, 
daß die Soldaten nicht an den Straßen stehen 
müssen, um per Anhalter in ihren Heimatort 
kommen zu können. Ich war selbst lange 
genug Soldat und weiß, wie notwendig gerade 
diese Freifahrt ist, denn nicht alle, die einge-

di ckt sind, SÜtllllllell aus so guten Verhält­
nissen, daß es eine Selbstv erständlichkeit 
ist, daß die Eltern die hohen Bahn- und Auto­
buskosten bezahlen. Die 8 S allein, meine 
sehr geehrten Frauen und Herren - ich sehe, 
daß man mir von verschiedenen Seiten zu­
stimmt, und das freut mich -, genügen nicht. 

Nun zum Dritten. Ich habe mir die Mühe 
genommen, mit Kinobesitzern zu sprechen. 
Diese sagten : Der Bund, der Staat soll mit 
gutem Beispiel vorangehen. Sie haben mir 
selbst das Zigarettenproblem aufgezeigt, das 
Problem der Bahnfahrten und so weiter. 
Sie sagten, es soll eine Ermäßigung gewährt 
werden, um auch den Soldaten, die in Garnisons­
städten dienen, die Möglichkeit zu geben, für 
ihre kulturellel1 Bedürfnisse etwas zu tun. 

Ich erinnere mich an die Zeit, wo es geheißen 
hat : Kinder und Soldaten in Uniform zahlen 
halbe Preise. Es müßte auch hier initiativ 
vorgegangen werden, denn ansonsten sind 
die Soldaten, die vom Land weggerissen werden, 
die in einer Garnisonsstadt dienen und von zu 
Hause keinen "Nachschub" bekommen, wirk­
lich arme Diener, so wie es vielleicht im vorigen 
Jahrhundert der Fall war. Sie sind auf alle 
Fälle ärmer daran als die Soldaten der Ersten 
Republik. 

Noch eines, Herr Minister ! Sie haben heute 
in der Fragebeantwortung betreffend die Re­
serveübungswilligen zum Ausdruck gebracht, 
daß die Bundesdienststellen ihre Übungs­
willigen, wenn es nicht anders geht, auf den 
Urlaub verweisen. Als Gewerkschafter möchte 
ich darauf hinweisen, daß es im Urlaubsgesetz 
ausdrücklich heißt : "Der Urlaub dient zur 
Erholung. "  Es wäre ein Unding, wenn man 
beginnen würde, Waffenübungswillige auf ihren 
Urlaub zu verweisen. (Abg. A i g n e r :  Es gibt 
eine neue These: Erholung durch Anstrengung !) 
Das ist mir nicht bekannt, Herr Kollege, 
mir ist nur bekannt, daß der Urlaub der 
Erholung dienen soll, und ich glaube nicht, 
daß der Dienst bei den Reserveübungen so 
gestaltet ist, daß er nur eine Erholung wäre, 
denn sonst brauchten sie nicht einzurücken. 
(Abg. Glas e r .- Am besten selber mitmachen, 
Kollege Kindl !) Herr Kollege ! Du bist noch 
weit ge sünder ! Ich habe meine 60 Prozent 
Invalidität. Ich muß nicht unter den ersten 
dieses Hauses sein, die ihre Waffenübullgen 
ableisten. (Abg. Dr. Hofenede r :  Sie sind jn 
nicht 'unter den ersten, Sie sind ohnehin schon 
unter den letzten !) Es sind sehr wenige, die 
bisher den Dienst angetreten haben. Aber 
ich glaube, das steht jetzt nicht zur Debatte. 

Meine sehr verehrten Herren von der 
Rechten ! Es besteht nämlich dann, wenn das 
Beispiel im Bundesdienst. Schule macht, daß 
die Übereifrigen in ihrem Urlaub, die Lehrer 
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Kindl 
in den Ferien ihre Waffenübungen ableisten, 
rlie Gefahr, daß die Wirtschaft auch nachrückt 
und sagt : Was dort geht, müßte bei uns 
auch möglich sein. Dann würde die Zah l 
der Teilnehmer an freiwilligen Waffenübungen 
immer kleiner werden, denn dann wäre so 
etwas wirklich eine unhillige Forderung. 

Herr Minister ! Ich möchte zusammen­
fassend sagen : Ich glaube nicht, daß es den 
freiwilligen Waffenübungen förderlich ist, wenn 
Sie selbst so weit gehen, diese Zustände zu 
tolerieren .  Gerade hier wäre eine klare An­
weisung, ein klares Wollen weit besser, näm­
l ich die eindeutige Erklärung, daß niemand, 
der zur freiwilligen Waffenübung einrücken 
will, irgendeinen Nachteil in seinem Beruf 
haben soll. 

Das wollte ich hier kurz vorbringen, denn 
wir haben sehr, sehr wenig Möglichkeiten, zu 
dieser Angelegenheit zu sprechen. Es war 
vielleicht notwendig, den Herrn Verteidigungs­
minister, der mit seiner Begleitung nun 
wochenlang amerikanische Verhältnisse ken­
nengelernt hat, wieder auf österreichische 
Verhältnisse zurückzuführen und auf die Stel­
len hinzuweisen, wo uns der Schuh drückt. 

Zum Abschluß möchte ich sagen : Wir 
stimmen dieser Regierungsvorlage selbstver­
ständlich zu. (Beifall bei de1' F pO.) 

Präsident : Zum Wort hat sich niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der 

voll Rechnung. (Präsident H i l l e g e i s t  über­
nimmt den Vorsitz .) 

Um eine Anpassung der österreichischen 
Gesetzgebung an die internationale Rechts­
ordnung auch in diesem einen Punkt herzu­
stellen, hat die Bundesregierung nunmehr dem 
Nationalrat den gegenständlichen Entwurf vor­
gelegt. Durch den in das Stammgesetz neu 
eingefügten § 5 a wird bestimmt, unter welchen 
Voraussetzungen Kinder im Alter von 12 bis 
14 Jahren beziehungsweise bis zur Beendigung 
der Schulpflicht mit leichten und vereinzelten 
Arbeiten, sofern sie nicht in einem Gewerbe­
betrieb zu leisten sind, beschäftigt werden 
dürfen. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat die 
Regierungsvor lage in seiner Sitzung am 22.  März 
1 962 in Verhandlung gezogen. An der Debatte 
beteiligten sich außer dem Berichterstatter die 
Abgeordneten Dr. Hofeneder, D:c. Kummer, 
Horr, Altenburger und Mark. 

Die Regierungsvorlage' wurde unverändert 
mit Stimmeneinhelligkeit angenommen. 

Namens des Ausschusses für soziale Ver­
waltung stelle ich daher den A n t r a g, der 
Nationalrat wolle dem von der Bundes­
regierung vorgelegten Gesetzentwurf (586 der 
Beilagen) die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich 
General- und Spezialdebatte unter einem abzu­
führen. 

Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schluß- Präsident Hillegeist : Wortmeldungen liegen 
wort. Wir gelangen somit zur Abstimmung. nicht vor. Die Debatte entfällt daher. Wir 

Bei der A bs t immung wird die Regierungs- gelangen sofort zur Abstimmung. 
vorlage in zwe i t e r  und dri t t er  Lesl1,ng e i n- ! Bei der A b s t immung  wird die Regierungs­
s t i m m i g  zum Beschluß erhoben. vorlage in z we i t e r  und d r i t te r  Les'ung e in­

s t i m m i g  zum Besch luß  erhoben. 

5. Punkt : Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über die Regierungsvorlage (586 
der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das 
Bundesgesetz über die Beschäftigung von Kin­
dern und Jugendlichen neuerlich abgeändert 

wird (614 der Beilagen) 

Präsident : Wir gelangen zum 5. Punkt der 
Tagesordnung : Neuerliche Abänderung des 
Bundesgesetzes über die Beschäftigung von 
Kindern und Jugendlichen. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Hoffmann. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu 
berichten. 

Berichterstatter Hoffmann : Hohes Haus ! 
Das Bundesgesetz vom 1 .  Juli 1 948 über die 
Beschäftigung von Kindern und Jugendlichen, 
BGBL NI'. 146, in der derzeit geltenden Fassung, 
verbietet grundsätzlich die Kinderarbeit. Seine 
VOr!whriften tragen den Forderungen der auch 
von Österreich ratifizierten internationalen 
Übf'reinkommen mit, Ausnahme eineR Punktes 

6. Punkt : Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über den Antrag (170JA) der Abge­
ordneten Kysela, Machunze und Genossen, 
betreffend Ergänzung des Auslandsrenten-

'Übernahme gesetzes (615 der Beilagen) 

Präsident Hillegeist : Wir gelangen zum 
6. Punkt der Tagesordnung : Ergänzung des 
A uslandsrenten-Übernahmegesetzes. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Kysela. Ich bitte ihn um seinen Bericht. 

Berichterstatter Kysela : Hohes Haus ! Den 
von den Abgeordneten Kysela, Machunze, 
Wilhelmine Moik, Voll mann und Genossen am 
7. März dieses Jahres eingebrachten Antrag, 
betreffend Ergänzung des Auslandsrenten­
Übernahmegesetzes, hat der Ausschuß für 
soziale Verwaltung in seiner Sitzung am 22. März 
dieses Jahres beraten und in der dem Aus­
schußbericht angeRchlossenen Form einstimmig 
angenommen. 
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Kysela 

Das Auslandsrenten-Übernahmegesetz vom 
22. November 1961 , BGBI. Nr. 290, ent­
spricht hinsichtlich des Stichtages (§ 1 Abs .  1 
- 1 .  Jänner 196 1 ,  § 2 Abs. 1 - 1 1 .  Juli 1953 
beziehungsweise 1 .  Jänner 1 961 , § 5 Abs . 1 
erster Satz - 1 . ' Jänner 1961)  nicht der im 
Notenwechsel V zum österreichisch-deutschen 
Finanz- und Ausgleichsvertrag vom 27 .  No­
vember 1 961 von Österreich übernommenen 
Verpflichtung. 

Nach dieser Verpflichtung kommt als Stich­
tag der Tag der Unterzeichnung des Ver­
trages, das ist der 27 .  November 1961 ,  ent­
sprechend in Betracht. 

Der Entwurf sieht deshalb im Artikel I 
Z. 1 bis 3 die entsprechende Einfügung des 
StichtageH vom 27 . November 1961 im § 1 
Abs .  1 ,  im § 2 Abs .  1 und ini § 5 Abs .  1 erster 
Satz des Auslandsrenten-Übernahmeger�etzes 
vor. 

Artikel I Z. 4 und 5 enthalten notwendige 
Ergänzungen redaktioneller Art im § 9 Abs. 1 
Z .  2 lit. c beziehungsweise im § 15 des Aus­
landsrenten-Übernahmegesetzes. 

Artikel II in der vom Ausschuß beschlos­
senen Fassung bezweckt die gesetzliche Fest­
legung der Verpflichtungen des Bundes, die 
angeführten Beiträge für die Jahre 1 962 
bis 1965 an die bezeichneten Vel'sicherungs­
träger zu leisten. W'eiters enthält Artikel II 
eine Bestimmung finanzieller Art bezüglich 
der Rückzahlung der vom Bund für Vorschüsse 
auf ausländische Leistungen an die Träger 
der Pensions- und Unfallversicherung nach 
dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz ge­
währten Vergütungsbeträge bei Umwandlung 
der Vorschüsse in Leistungen nach dem Aus­
landsrenten-Übernahmegesetz . 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat 
den Wunsch zum Ausdruck gebracht, daß die 
Verpflichtung der in Artikel II Abs. 2 ange­
führten Versicherungsträger zur Rückzah­
lung der vom Bund für die Zeit vom 1 .  Jänner 
1 953 bis 3 1 .  Dezember 1 960 gezahlten Ver­
gütungsbeträge für die auf ausländische Lei­
stungen gewährten Vorschüsse, die im Zuge 
der Durchführung des Teiles III des Zweiten 
Abkommens zwischen der Republik Öster­
reich und der Bundesrepublik Deutschland 
über Sozialversicherung vom 1 1 .  Juli 1953 
in Leistungen der Versicherungsträger umge­
wandelt wurden, unberührt bleibt. 

Artikel III setzt den Wirksamkeitsbeginn 
dieses Gesetzes fest, Artikel IV regelt die 
Vollziehung. 

N amens des Ausschusses für soziale Ver­
waltung stelle ich daher den A ntr ag,  der 
Nationalrat wolle dem dem Ausschußbericht 
angeschlossenen Gesetzentwurf (615 der Bei· 

lagen) die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, 
General- und Spezialdebatte unter einem 
cl urchzuführen. 

Präsident Hillegeist : Zum Wort ist niemand 
gemeldet. Die Debatte entfällt . Wir gelangen 
unmittelbar zur Abstimmung. 

Bei der A bs t immung wird der Gesetz­
entwurf in der' Fa...<;sung des A u,sschußberichtes 
in z w e i t e 1' und dr i t t e?' Lesung e i n s t i m m i g  
zum B e s c h l u ß  erhoben. 

7. Punkt : Bericht und Antrag des Ausschusses 
für Land- und Forstwirtschaft, betreffend 
den Entwurf eines Bundesgesetzes über Maß­
nahmen zum Schutze des Waldes anläßlich 
der Ein- und Durchfuhr von Holz (610 der 

Beilagen) 
Präsident Hillegeist : Wir gelangen zum 

7. Punkt der Tagesordnung : Bundesgesetz 
über Maßnahmen zum Schutze des Waldes 
anläßlich der Ein- und Durchfuhr von Holz . 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Nimmervoll. Ich bitte ihn, zum Gegenstand 
zu berichten. 

Berichterstatter Nimmervoll : Hohes Haus ! 
Heute fällt mir die ehrende Aufgabe zu, dem 
Hohen Haus den Bericht des Ausschusses 
für Land- und Forstwirtschaft, betreffend 
den Entwurf eines Bundesgesetzes über Maß­
nahmen zum Schutze des Waldes anläßlich 
der Ein- und Durchfuhr von Holz, zu unter­
breiten. 

Dem Ausschuß für Land- und Forstwirt­
schaft wurde in der Sitzung des National­
rates vom 2 1 .  Juni 1 961 die Regierungsvor­
lage, betreffend das Gesetz zur Bereinigung 
des Forstrechtes, zur Vorberatung zugewiesen. 
Der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
hat in seiner Sitzung am 28.  Juni 1961 zur wei­
teren Beratung der Regierungsvorlage einen 
elfgliedrigen Unterausschuß eingesetzt. 

Der Unterausschuß hat bisher sechs Sitzun­
gen abgehalten. Die Beratungen im Unter­
ausschuß haben ergeben, daß wegen der Vor­
dringlichkeit des Problems die Maßnahmen 
zum Schutze des Waldes anläßlich der Ein­
und Durchfuhr von Holz aus der Regierungs­
vorlage, herauszugreifen und besonders zu 
bearbeiten sind. Der Ausschuß für Land- und 
Forstwirtschaft hat daher in seiner Sitzung 
am 2 1 .  März 1 962, auf deren Tagesordnung 
die Regierungsvorlage 451 der Beilagen stand, 
beschlossen, den angeschlossenen Gesetzent­
wurf als selbständigen Antrag gemäß § 1 9  
Abs. 1 des Geschäftsordnungsgesetzes dem 
Hohen · Haus vorzulegen. 
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Nimmervoll 

Die Regierungsvorlage, betreffend das Forst- I solche Vorsorge ist auch im Pflanzenschutz­
rechts- Bereinigungsgesetz , sah im § 33 die recht der meisten Staaten üblich . Hier wird 
Ausdehnung der Geltung des II .  Teiles des die Ermächtigung ausgesprochen, daß bei 
Pflanzenschutz gesetzes auf die Forstkultur Gefahr die Kontrolle auch auf Holz ohne Rinde 
vor . Um aber schon zu Beginn der wärmeren und Laubholz ausgedehnt wird . 
. Jahreszeit, die die Forstschädlingsvermehrung Unabhängig von der Verol'dnungsermächti­
wesentlich begünstigt, gerüstet zu sein, sollen gung im Sinne dieses Paragraphen wird das 
die notwendigen gesetzlichen Maßnahmen un- Bundesministerium für Land- und Forstwirt­
abhängig vom Forstrechts-Bereinigungsgesetz schaft, um den Gefahren begegnen zu können, 
getroffen werden. Der vorliegende Entwurf auf Grund der forstrechtlichen Bestimmungen 
hat diese Maßnahmen zum Gegenstand. eine fallweise Kontrolle de� in das Inland 

Im allgemeinen verweise ich auf den ge- eingebrachten Holzes ohne Rinde und Lauh­
druckten Bericht, der den einzelnen Mitglie- holzes veranlassen. 
dcrn des Hohen Hauses zugegangen ist. Im § 12 wird die Einhebung der Gebühren 

Im besonderen darf ich nun in Vormerk bei den Eintrittstellen geregelt. 
nehmen : Aus § 13 Abs. 2 ergibt sich, daß das Kontroll-

Z § 1 Ab 1 G t d d G t . t organ sozusagen den verlängerten Arm des 
�U s, : egens an es ese zes 1S . . . " 

H I d " b  d' B d b a ht Bundesmllllstermms fur Land- und Forst--o z , as u er le un esgrenze ge r c . " . 

. d S 't h t 't" S I t ß h WIrtschaft darstellt. Das Bundesmllllstermm 
WIr . OWel p Y osam are C lU zma na men 

I 
. . . . 

f·· H I .c d I' h . d d ' I I d entscheIdet als elllzige Instanz ; elll ordent-ur . 0 z er10r er IC Sln , as 1m n an . . .  . . 
el ugt gel t d b f,· d t . d . t h ' ef" hches Rechtsmittel 1St daher lllcht zulässIg. 'ze " ager 0 er e 01' er WIr , IS 1 ur 
in den forstlichen Vorschriften vorzusorgen. Zu § 14 Abs. 4 :  Im Gegensatz zu anderen 

" , Waren ist ein längeres Verbleiben des Holzes, 
Zu § I .Abs. 2 :  Fur .ellle ge�aue Abgrenz�ng wenn es von Forstschädlingen befallen ist , 

des BegrIffes Holz
, 
blete� dIe War�n�ezelC�- im Bundesgebiet bedenklich und würde ,auch 

nungen des ZolltarIfes dIe beste Moghchkmt. eine Gefahrenquelle für allenfalls weitere an­
§ 2 Abs.  3 spricht von einem Freigabeschein. rollende Holzsendungen sein. �ieser �chein gi�t das �olz vo� phytosani- Durch die Beschlußfassung des National-

�l'en �tandp,::nkt aus fur den "\ �rke�r und rates über den vorliegenden Gesetzentwurf 
�he 'Velterbeforderung von de: Emt:Ittst�lle ist die Regierungsvorla e 451 der Beila e11 
m oder durch das Bundesgebiet freI . Seme nicht als erledio"t zu betr�chten ' die Berat�n­
Bedeutung ergibt sich aus dem § 1 1 ,  gen des Untera�sschusses bezieli�ngsweise Aus-

§ 2 Ahs, 4 spricht von einem Verbor,sschein. schusses über die Regierungsvorlage werden 
Gibt auch nur der Freigabeschein Bewegungs- weiter fortgesetzt. 
freiheit, so ist der Verbotsschein nicht über- Der Ausschuß für Land- und Forstwirt­
flüssig. Holz ohne Freigabeschein kann auch schaft hat am 21 . März 1962 den diesem Bericht 
noch nicht kontrolliertes Holz oder Holz, als Antrag des Ausschusses beigedruckten 
dessen Kontrolle, allenfalls dessen Behandlung, Gesetzentwurf samt Anlage nach einer Debatte, 
noch im Zuge ist, sein. an der sich außer dem Berichterstatter die 

Den Bestimmungen des § 3 liegen die Er- Abgeordneten Dipl.-Ing. Dr. Scheuch und 
wägungen zugrunde, daß, wenn schon Holz Dr . Geißler sowie der Bundesminister für Land­
mit Rinde zugelassen wird, vorgesorgt werde, und Forstwirtschaft Dipl . -Ing. Hartmann be­
daß die mit dem Eintreffen solchen Holzes teiligten, einstimmig angenommen, 
in der Eintrittstelle verbundenen Gefahren- Der Ausschuß für Land- und Forstwirt­
momente sofort beseitigt werden können, schaft stellt somit den A n t r ag,  der National-

Zu § 5 :  Nicht jede Grenzstation ist geeignet 
für die Durchführung etwa erforderlicher 
Manipulationen an solch sperrigen Massen­
gütern, wie es Holz ist. Die Liste der Ein­
trittstellen ist der Vorlage beigelegt, 

In den §§ 6 bis 9 findet die Kontrolle, die 
an der Eintrittstelle vom Kontrollorgan durch­
zuführen ist, ihre Regelung. 

Zu § 10 : Die zunehmende internationale 
Verflechtung der Handelsbeziehungen macht 
es notwendig, für den Gefahrenfall rasche und 
umfassende Vorsorge gegen Forstschädlinge 
zu treffen, die entweder neu auftreten oder 
durch Umwelteinfliisse gefährlich werden. Eine 

rat wolle dem dem Ausschußbericht angeschlos­
senen Gesetzentwurf samt Anlage die verfas­
sungsmäßige Zustimmung geben. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, stelle ich 
den Antrag, General- und Spezialdebatte unter 
einem abzuführen. 

Präsident Hillegeist : Es ist beantragt, 
General- und Spezialdebatte unter einem 
abzuführen. - Ein Einwand 4iegegen wird 
nicht erhoben. General- und Spezialdebatte 
werden daher unter einem vorgenommen. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet hat sich der Herr Ahgeordnete 

Dl' .  Scheueh. Ich erteile es ihm . 
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Abgeordneter Dipl. -Ing. Dr. Scheueh : Hohes 
Haus ! Das Forstgesetz aus dem Jahre 1852, 
das heute durch ein Gesetz über Maßnahmen 
zum Schutze des Waldes bei der Einfuhr und 
Durchfuhr von Holz ergänzt werden soll, 
stammt - das kann man sicher behaupten -
aus der Königszeit der österreichischen Gesetz­
gebung, also aus einer Ära, in der man das 
System von ständig novellierungsschwangeren 
Gesetzen noch nicht gekannt hat, sondern 
grundlegende Gesetzeswerke geschaffen hat, die 
ihren Bestand durch ein Jahrhundert hindurch 
ehrenvoll behauptet haben. 

Es ist notwendig, ganz kurz über die volks­
wirtschaftliche Bedeutung des Waldes in 
Österreich zu sprechen. Ich stelle in diesem 
Zusammenhang fest, daß von der ganzen 
Fläche des österreichischen Bundesgebietes, 
also von 8,3 Millionen Hektar, allein 3,352.000 ha 
auf Wald entfallen. Hinsichtlich der Wald­
standsdichte steht Österreich heute in Europa 
an vierter Stelle, was außerordentlich beacht­
lich ist. Ich möchte aber noch eines anfügen : 
Von den 400. 000 landwirtschaftlichen Betrie ben, 
die wir in Österreich haben, haben allein 
250.000 Betriebe einen Waldanteil, der für die 
Existenzsicherung dieser land wirtschaftlichen 
Betriebe sehr wesentlich ist. 

zum ersten Mal festgestellt werden konnte, daß 
Tausende von Festmetern Holz, die unent­
rindet aus den Ost staaten nach Österreich 
eingeführt wurden, schwerstens mit Borken­
käfern verseucht waren. Genauso wie auf 
sanitären und veterinären Gebieten oder auf 
dem Gebiete des Pflanzenschutzes Schutz­
maßnahmen bestehen, war es nun dringend 
notwendig, nunmehr auch auf diesem Gebiet 
Maßnahmen für die Absicherung des heimischen 
Waldes gegen die Einschleppung von aus­
ländischen Forstparasiten vorzusehen. Es geht 
also bei diesem Gesetz um die phytosanitäre 
Absicherung des heimischen Waldes gegen die 
Einschleppung von verschiedenen Forstpara­
siten aus dem Ausland bei der Einfuhr und 
bei der Durchfuhr ausländischen Holzes. 

Ich möchte hier darauf hinweisen, daß im 
Vordergrund neben der Verbreitung anderer 
Forstparasiten die Gefahr der Verbreitung des 
Borkenkäfers mit seiner ungeheuren Massen­
vermehrung steht, die bekanntlich jährlich 
in zwei, unter besonders günstigen Verhält­
nissen aber in drei Generationsfolgen vor sich 
geht. 

Die höchste Gefahr besteht selbstverständlich 
bei der Einfuhr von Holz mit Rinde. Es ist 
aber immerhin nach forstlichem Gutachten 
festgestellt, daß auch Holz ohne Rinde be­
sonders dann, wenn es aus spät aufgearbeiteten 
Katastrophengebieten stammt, gefährlich ist. 
Es ist daher besonders zu begrüßen, daß 
im § 10 dieses Gesetzes die Möglichkeit vor­
gesehen ist, im Falle der Notwendigkeit auch 
für entrindetes Holz die gleichen Schutz­
bestimmungen einzuführen. 

Im besonderen Maße möchte ich hier noch 
betonen, daß die Ausführung in den Er­
läuternden Bemerkungen zu § 10 sehr wertvoll 
ist, wonach das Bundesministerium für Land­
und Forstwirtschaft fallweise Kontrollen auch 
bei der Einfuhr von Holz ohne Rinde durch­
führen wird. 

Die freiheitliche Bauernschaft hat schon im 
Herbst vorigen Jahres, als Tausende von 
Festmetern mit Borkenkäfern verseuchtes Holz Ich darf hier ein paar Zahlen nennen, weil 

sie der Öffentlichkeit meist nicht bekannt sind. nach Österreich importiert worden sind, die 
Öffentlichkeit darauf aufmerksam gemacht, 

Hohes Haus ! Das mit kaiserlichem Patent 
vom 3. Dezember 1852 mit 1 .  Jänner 1 853 in 
Wirksamkeit gesetzte Forstgesetz sah bereits 
damals vorbeugende Maßnahmen gegen die 
Beschädigung unseres Waldes durch Insekten 
vor. Außerdem ordnete es Maßnahmen gegen 
zu besorgende Insektenverheerungen an, wobei 
allerdings festzustellen ist, daß sich diese 
Bestimmungen einzig und allein auf den öster­
reichischen vVald und dessen Eigentümer 
bezogen haben. Während damals die öster­
reichisch-ungarische Monarchie holzwirtschaft­
lich selbstverständlich vollkommen autark 
war, hat sich in den letzten Dezennien ein 
internationaler Holzmarkt entwickelt, an dem 
Österreich in steigendem Ausmaß bei der Aus­
fuhr, bei der Einfuhr, aber auch bei der Durch­
fuhr beteiligt ist. 

Das Jahr 1 961 brachte eine Einfuhr von Holz daß dieser Zustand unhaltbar ist . Er war 
nach Österreich im Ausmaß von 569.000 fm .  doppelt unhaltbar deshalb, weil man die öster­
Wenn wir nicht den KonversioI;lsfaktor der reichischen Bauern, wenn sie zum Beispiel nicht 
Papierindustrie, sondern den Konversions- entrindetes Holz auch nur in ganz kleinen 
faktor der Zollbehörden zur Anwendung brin- Quantitäten in ihren Wäldern liegen ließen, 
gen, dann erhöht sich die Jahreseinfuhr an forstpolizeilich strengstens bestraft hat, aber 
Holz im Jahre 1961 von 569.000 sogar auf auf der anderen Seite jede gesetzliche Hand-
640.000 fm. habe gefehlt hat, um diese Bestimmungen auch 

Die vornehmlichste Provenienz dieses ein- auf käferverseuchtes Importholz anzuwenden. 
- geführten Holzes war die aus den Oststaaten, Bauern des Mölltales haben bei mir im vorigen 

der Sowjetunion, Polen und Rumänien. Hier 
I 

Jahre wiederholt Beschwerde darüber geführt, 
muß ich nun feststellen, daß im Jahre 1961 daß nnentrindetes Holz über die Tauernbahn 
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und über die Südbahnstrecke durch das Dra u­
tal befördert wird und daß diese Waggons mit 
unentrindetem Holz dort oft tagelang ge­
Htanden sind. 

Im Unterausschuß hat es vorübergehello 
erhebliche Differenzen zwischen den Forde­
rungen der forstlichen Urproduktion nach 
Sicherheit gegen die Einschleppung von Forst­
parasiten aus dem Auslande und den vom Holz­
handel geltend gemachten verkehrsmäßigen 
und kommerziellen Interessen gegeben. Ich 
freue mich, feststellen zu können, daß eine 
einvernehmliche Lösung gefunden werden 
konnte und daß daher bei diesem Gegenstand 
die Entscheidung über das Primat der forst ­
lichen Urproduktion entfällt. 

Ich möchte schließlich aber auch noch fest­
stellen , daß alle jene Kombinationen, die fall­
weise in der Öffentlichkeit daran geknüpft 
worden sind, unrichtig sind, mit denen diesem 
Gesetze handelspolitisch konforme Absichten 
zur Regelung der Holzeinfuhr unterschoben 
worden sind. Ich muß feststellen, daß der 
Gesetzestext hiezu nicht die geringste Ver­
anlassung gibt und auch die Zielsetzung, wie 
ich schon mehrfach ausgeführt habe, einzig 
und allein in der Abwehr der Einschleppung 
von ausländischen Forstparasiten und in der 
Verhinderung der Weiterverbreitung in Öster­
reich besteht. Im übrigen muß ich sagen, 
daß durch dieses Gesetz eine wichtige Lücke 
ausgefüllt wird und daß ausländisches Holz mit 
inländischem Holz auf diesem Gebiete endlich 
gleichgestellt wird. Meine Fraktion wird daher 
selbstverständlich diesem Gesetz ihre Zu-

Ein Skandal , der una,ngenehme Folgen 
für Österreichs For::>twirtschaft haben kan u, 
wurde am Wochenende durch einen a.uf­
merksamen Waldar beiter in Seggau bei Graz 
aufgedeckt. Seit nmd 14 Tagen lagern in 
diesem Ort 700 Festmeter Holz aus Rußlanrl. 
Es handelt sich um die Ladung von 30 Wag­
gous, die über Ungarn nach Österreich ge ­
liefert worden war-; wo sie zur Herstellung 
von Papier verwendet werden soll. Dem 
Forstarbeiter fiel auf, daß in den Rinden der 
Birkenstämme die gefilrch

'
teten Borkenkäfer 

nisten. 

Da diese Schädlinge für die Waldkulturen 
eine große Gefahr bedeuten, wurde in deil Mur­
taler und Übelbachtaler Forstrevieren Alarm 
gegeben. Vorerst beschlagnahmte man die 
700 Festmeter Holz; und ordnete die sofortige 
Entrindung der Baumstämme an. "  

Sie sehen daraus, wie wichtig e s  ist, daß 
diese Bestimmungen des Forstschutzes dem 
Forstrechts-Bereinigungsgesetz vorgezogen 
worden sind und das Gesetz heute angenommen 
werden kann. 

Meine Damen und Herren ! Sie wissen alle , 
da.ß die Waldbestandsaufnahme in Österreich 
ein sehr interessantes Ergebnis gezeitigt und 
neben positiven Seiten auch eine negative 
Seite aufgezeigt hat. Im Endbericht über die 
Waldbestandsaufnahme ist nämlich festge­
halten, daß in Österreich noch 283.000 ha 
aufforstungsbedürftige Flächen vorhanden 
sind. Ich mache darauf aufmerksam, daß die 
Aufforstung dieser Flächen, die größtenteils 

stimmung geben. mit außerordentlichen Schwierigkeiten ver-
Ich darf noch ergänzend bemerken, daß das bunden ist, auf die Förderung aus ERP-

. vorliegende Gesetz Bestim�ungen aus dem Mitteln angewiesen ist. Wenn jetzt bei der 
Forstrechts-Bereinigungsgesetz vorwegnimmt . Verabschiedung des ERP- Gesetzes eine neuer­
Ich muß sagen, daß die persönliche Initia- liehe Verzögerung eintritt, dann ist die Auf­
tive des Herrn Bundesministers für Land- forstungsperiode 1961 dahin und die Lösung 
und Forstwirtschaft, daß diese Bestimmun- des Aufforstungsproblems auf ein weiteres 
gen über den Forstschutz gegenüber dem Jahr zurückgestellt , was volkswirtschaftlich 
Ausland herausgenommen und vorgezogen außerordentlich zu bedauern wäre. 
werden, besonders wertvoll war, weil mit Abschließend möchte ich noch sagen, daß dem Vorrücken der Jahreszeit die Gefahr die Holzwirtschaft der einzige Zweig der einer Einschleppung immer größer wird. Auf Land- und Forstwirtschaft in Österreich ist , der anderen Seite wissen wir ja, daß das um- in dem keine Überproduktion zu erwarten ist. fangreiche Forstrechts-Bereinigungsgesetz erst Es muß vielmehr alles aufgewendet werden, im Unterausschuß in Behandlung steht und um die Produktionsmöglichkeiten voll und erst dann im Landwirtschaft,sausschuß zur ganz auszuschöpfen. Ich möchte es im Zu­Behandlung gelangen ' wird. sammenhang mit den ERP-Mitteln ausspre-

Wie wichtig diese Initiative des Bundes- ehen : In der Aufbauzeit nach dem Kriege 
mil1i3ters Dipl..Illg. Hartmann war, geht auch hat man in erster Linie die österreichische 
aus einer Mitteilung hervor, die ich Ihnen Grundstoffindustrie mit diesen Mitteln ge­
hiemit im Wortlaut zur Kenntnis bringen darf. fördert und hat die ästerreichische Waldwirt­
"Das Kleine Volksblatt" hat am 1 . April schaft, die forstliche Urproduktion, auf eine 
1962 folgende Nachricht gebracht : spätere Phase verwiesen. Diese Phase ist 

"Borkenkäfer aus Rußland nach Österreich I nun eingetreten, und deshalb verlangt auch 
eingeschleppt. die österreichische Urproduktion besonders 
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die rasche Verabschiedung des ERP-Ge8etzes. sehen vor Krankheiten zu schützen und uns 
(Beifcdl bei der F PÖ.) die Tiere des Waldes und vor allem anderen 

Präsident Hillegeist : Als nächstem vorge­
merkten Redner erteile ich dem Herrn Abge­
ordneten Professor Dr . Schönbauer das -Wort. 

Abgeordneter Dr. Schönbauer : Herr Präsi­
dent ! Meine Damen und Herren ! Sie haben 
eben VOll den Herren Nimmervoll und Scheu eh 
gehört, wie notwendig der Wald ist. Er­
lauben Sie, daß ich noch einige Worte über 
die Gesundheit des Menschen, der Tiere 
und der Pflanzen spreche, die sehr von einem 
gesunden Wald abhängig ist. Für viele 
Menschen ist der Wald die einzige Erholungs­
stätte. Diese soll man ihnen nicht nehmen ; 
der Wald soll wirklich eine Erholungsstätte 
sein. 

Für die Tiere des Waldes, aber auch für 
die Nutztiere brauchen wir einen gesunden 
Wald. Ist der Wald infiziert - es gibt In­
sekten, die hin und wieder den Wald krank 
machen -, so kommt es zu einem Versagen 
der Nachkommenschaft einerseits und der 
jeweiligen Produktion andererseits. So ist 
uns zum Beispiel ein Fall bekannt, daß 
eine Kuh trächtig wurde, bevor sie sich 
infizierte. Sie brachte ein normales Kalb 
zur Welt. Während dieser Zeit lieferte sie 
noch 16 bis 18 Liter Milch pro Tag. Dann 
ging es langsam zurück, bis nach ungefähr 
sechs Wochen die Milchproduktion überhaupt 
aufhörte. Die Tiere des Waldes verkümmern, 
sie werden weniger, der Genuß des Fleisches 
dieser Tiere ist auch für den Menschen ge­
fährlich. Daran wäre also zu denken. 

Es wäre unbedingt alles zu tun , um in den 
Wäldern gegen Rauchschaden unempfindliche 
Taunen anzusiedeln, weil diese bekanntlich 
durch Hauch viel weniger geschädigt werden 
als die bei uns derz.eit wachsenden Nadel­
bäume. Es wäre notwendig, ein Gesetz zum 
Schutz der Land- und Forstwirtschaft zu 
schaffen. 

Nun fragt man sich - und das ist doch 
bei allem das wichtigste - :  Woher kommen 
denn diese Schädigungen 1 Sie kommen aus 
der Luft ! Und so bin ich wieder dort, wo ich 
vor einem Jahr gewesen bin, als ich Sie ge­
beten habe, ein Gesetz gegen die Luftverun­
reinigung zu schaffen. Industrien, welche 
Schwefeldioxyd entwickeln, welche Fluor, 
Kohlenoxyd und andere derartige auf der 
gleichen Linie sich bewegende Gifte hervorbrin­
gen, führen auchzu einer Schädigung des Waldes, 
und zwar dadurch, daß sie die Blätter, aber 
auch den Grund ver der ben, und die Bäume 
des Waldes nehmen diese schädigenden Stoffe 
durch die Wurzeln auf. 

Ich meine also, es wäre die Notwendigkeit 
eines solchen Gesetzes gegeben, um die Men-

auch seine Pflanzen, die Bäume und - was 
ich nebenbei sagen möchte, was aber ebenso 
wichtig ist - auch die Pflanzen der Gärten, 
die Obstkulturen und so weiter zu sichern. 
Alles das wird durch chemische Substanzen 
in der Luft, durch organische Substanzen, 
also durch Tiere, geschädigt. Aber diese 
Schädigungen können vermieden werden. 
Heute sind wir so weit, daß wir den Wald 
gesund machen können, wenn er krank ist, 
und gesund erhalten können, wenn er gesund 
ist. (Beifall bei der Ö V P.) 

Präsident Hillegeist : Weitere Wortmeldun­
gen liegen nicht vor. Die Debatte ist ge­
schlossen. Wünscht der Herr Berichtel'stitter 
ein Schlußwort 1 - Das ist nicht der Fall. 
Wir gelangen daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s t immung wird der Gesetzentw'urf 
in der Fassung des A W3schußberichtes in 
z w e i t e r  und dri t t e t' Les'ung e i n s t i m mig 
zum Beschluß erhoben. 

8. Punkt : Bericht des Verfassungsausschusses 
zum Bericht der Bundesregierung, betreffend 
legislative Maßnahmen zur Beschleunigung der 
Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof 
und insbesondere zur Erledigung bisher an-

hängiger Fälle (623 der Beilagen) 
Präsident Hillegeist : Wir kommen zum 

8. Punkt der Tagesordnung : Bericht der 
Bundesregierung, betreffend legislative Maß­
nahmen zur Beschleunigung der Verfahren 
vor dem Verwaltungsgerichtshof und insbe­
sondere zur Erledigung bisher anhängiger 
Fälle. 

_ Berichterstatter' ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Kummer. Ich bitte ihn, zum Gegenstand 
zu berichten. 

Berichterstatter Dr. Kummer : Hohes Haus ! 
Ich habe im Auftrage des Verfassungsaus­
schusses über den Bericht der Bundesregierung, 
betreffend legislative Maßnahmen zur Be­
schleunigung der Verfahren vor dem Verwal­
tungsgerichtshof und insbesondere zur Er­
ledigung bisher anhängiger Fälle, zu berichten. 
(Der Prä s i den t übernimmt wieder den Vorsitz.) 

Auf Grund einer vom Nationalrat anläß­
lieh der Beratung der in der Gruppe I zusam­
mengefaßten Teile des Bundesvoranschlages 
für das Jahr 1962 auf Antrag der Abgeord­
neten Dr. Kummer, Mark unQ Dr. Gredler 
gefaßten Entschließung hat die Bundes­
regierung den zur Behandlung stehenden 
Bericht vorgelegt, der an alle Abgeordneten 
verteilt wurde. Der Verfassungsausschuß hat 
sich mit diesem Bericht in seinen Sitzungen 
vom 14. Feber sowie vom 23. und 28. März 
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1962 eingehend befaßt. Der Sitzung des i gerichtshofes zur Kenntnis genom�en? daß 
Verfassungsausschusses vom 23. März wurde eine Arbeitsgruppe, bestehend aus MItgliedern 
der Präsident des Verwaltungsgerichtshofes des Verwaltungsgerichtshofes und aus Be­
Dr. Guggenbichler als Experte beigezogen. amten des Bundeskanzleramtes, Erwägungen 

Der Präsident des Gerichtshofes erklärte anstellen wird, ob auf legistischem Wege 
im Verlauf seiner Ausführungen, er sehe sich Abänderungen der geltenden B�stimmungen 
derzeit außerstande, gesetzliche Maßnahmen herbeigeführt werden können. Über das Er­
vorzuschlagen, die einer Beschleunigung des gebnis dieser Verhandlungen soll die Arbeits­
Verfahrens dienen könnten, ohne dadurch gruppe der Bundesregierung über das Bundes­
die Rechtsprechung zu gefährden. Gesetz- kanzleramt berichten. Der diesbezügliche Be­
liehe Maßnahmen, die im besonderen in die richt wird von der Bundesregierung auch 
Judikatur eingreifen und allenfalls die richter- dem Nationalrat zugeleitet werden. 
liehe Unabhängigkeit schmälern, würden die Im Verfassungsausschuß wurde einhellig dem 
Idee des Rechtsschutzes in ihren Grundfesten Wunsche Ausdruck gegeben, die Bundes­
erschüttern. Sie stünden, da sie auf Kosten regierung möge in Hinkunft den gemäß § 17  
der Durchsetzbarkeit des Rechtsanspruches des Verwaltungsgerichtshofgesetze� 1952 dem 
des einzelnen gingen, mit dem allenfalls er- Bundeskanzleramt alljährlich mitzuteilenden 
zielten Erfolg einer rascheren Erledigung Tätigkeitsbericht des Verwaltungsgerichts­
von Beschwerden in keinem zu verantworten- hofes dem Nationalrat zur Kenntnis bringen. 
den Verhältnis. 

Das Präsidium des Verwaltungsgerichts­
hofes hat aber dennoch, einer Anregung des 
Bundeskanzleramtes folgend, eine Gruppe von 
Mitgliedern des Verwaltungsgerichtshofes no­
miniert, um gemeinsam mit dem Verfassungs­
dienst im Bundeskanzleramt die tragbaren 
Möglichkeiten einer allfälligen Verbesserung 
der Gesetzeslage zu erforschen. 

Die ständige Unterbesetzung des Verwal­
tungsgerichtshofes, so betonte der Präsident, 
führte allein zu den Rückständen, die die 
Arbeit beim Verwaltungsgel'ichtshof für dessen 
Mitglieder zu einer bedrückenden Last werden 
ließen und die Diskussion um die Erledigung 
anhängiger Beschwerdefälle auslösten. 

Es erscheint in diesem Zusammenhang 
erwähnenswert, daß es durch die von allen 
Mitgliedern des Verwaltungsgerichtshofes ge­
leistete aufopferungsvolle Arbeit gelungen ist, 
mit Ende 1 961 den Rückstand des Gerichts­
hofes auf 2826 Fälle, somit um rund 1900 Fälle 
gegenüber dem Höchststand der Rückstände 
Ende 1954, abzubauen. Diese anhängigen Fälle 
sind jedoch nur zum Teil als Rückstand zu be­
zeichnen, da Beschwerden an den Verwaltungs­
gerichtshof mit Rücksicht auf das vorgeschrie­
bene Vorverfahren im Durchschnitt kaum vor 
Ablauf von sechs Monaten erledigt werden 
kömlen. Demgemäß sind bei dem derzeitigen 
Anfall jeweils zirka 1400 anhängige Beschwer­
den nicht als "echter Rückstand" zu werten. 

Der Ausschuß hat die Versicherung des 
Präsidenten des Verwaltungsgerichtshofes zur 
Kenntnis genommen, daß dieser auf admini­
strativem Wege alles tun wolle, um anfallende 
Beschwerden so rasch wie möglich einer Er­
ledigung zuzuführen. 

Ferner hat der Ausschuß auf Grund der 
mündlichen sowie einer schriftlichen Infor­
mation des Präsidenten des Verwaltungs-

Der Verfassungsausschuß hat nach einge­
henden Beratungen, in deren Verlauf außer 
dem Berichterstatter die Abgeordneten Cha­
loupek, Eibegger, Grubhofer, Dr. Gschnitzer, 
Hartl, Holzfeind, Dr. Stella Klein-Löw, Doktor 
Migsch, Dr. P;rader, Dr. van Tongel und 
Dr. "Tintel' sowie der Obmann des Ausschusses 
das Wort ergriffen, den Beschluß gefaßt, 
dem Nationalrat den vorliegenden Zwischen­
bericht zu erstatten. Nach Einlangen des 
angekündigten Berichtes der Bundesregierung 
über die Möglichkeit von legistischen Maß­
nahmen auf diesem Gebiet wird dem Hohen 
Hause neuerlich berichtet werden. 

Ich stelle daher namens des Verfassungs­
ausschusses den Antr a g, der Nationalrat 
wolle diesen Bericht zur Kenntnis nehmen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, 
General- und Spezialdebatte unter einem abzu­
führen. 

Präsident : Zum Wort ist niemand gemeldet. 
Wir gelangen daher zur Abstimmung. 

Bei der A b [5 t i m  m 1t n g wird der Bericht 
des Ausschusses e i n s t immig  zur Kenntnis  
genommen. 

9. Punkt : Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage (624 
der Beilagen) : Bundesgesetz über die Auf­
teilung der Mittel der "Sammelstellen" (633 

der Beilagen) 

Präsident : Wir gelangen zum 9. Punkt der 
Ta,gesordnung : Auf teilung der . Mittel der 
" Sammelstellen" . 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Hofeneder. Ich bitte ihn, zum Gegenstand 
zu berichten. 

Berichterstatter Dr. Hofeneder : Hohes 
Haus ! 17 Jahre nach Kriegsende und fast 
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Dr.  Hofeneder 
7 Jahre nach Abschluß des I-it:Hüsvert,rHge:-; 
venmcht demokratische Humanität, mit dem 
gegenständlichen Gesetz die Wund�'ll zu heilen 
- und leider nur unvollkommen zu heilen -, 
die diktatorische Blutschuld auf unschuldige 
Menschen geladen hat .  

Das heutige Gesetz stimmt besonders traurig, 
weil es sich dabei nicht darum handelt, etwa, 
wie bei dem gestern beratenen Bad Krcm.­
nacher Vertrag, Lebenden Zmvendungen zu 
machen , sondern es h.andelt sich in der Ha,upt­
sache darum, erblos gebliebenes entzogenes 
Vermögen den Überlebenden dieser Personeu­
gruppe zuzuwenden. 

weg ein Bot.rag VOll !) Millionen ßchil l ing für di(� 
Regelung ungeregelt gebliebelllJr Ansprüehe 
nach § 8 Abs. 3 des Sielwnten Hückst,ellungsge­
sct.zes reserviert wird. Mrtn könnte fragen, 
warum denn jetzt noch immer auf Grund von 

Rück.stelluugsgesetzen Ansprüche offel1geblic­
hen sein konnteI!. Ich m öchte hier nur skizzen-
weise anmerken, daß es sich um Ansprüche jener 
bedauernswerten rassisch Verfolgten handelt ,  
die Ansprüche aus einem Dienstverhältnis 
haUen, das damals - im Jahr 1938 -- kurz­
fristig gelöst ,,,erden mußte, und die Firmen, 
gegen die diese Ansprüche bestanden haben, 
existieren heute nicht mehr . Für diese Zwecke 
wird also vorweg in Erfüllung der Überlegungell 
des Siebenten RücksteUungsgesct.lCs ein Betrag 
von 5 Millionen Schilling abgezweigt. 

Die Ven,vendung der jeder "Sammelstelle" 
zugeteilten Mittel ist durch von den Kura­
torien der "Sammelstellen" zu beschließende 
Statuten zu regeln. Vor ihrer Genehmigung 
durch das Bundesministerium für Inneres 

Durch Artikel 26 § 2 des Staatsvert,ra.gcs 
wurde nämlich Österreich verpflichtet , nicht 
beanspruchtes oder erblos gebliebenes ent­
zogenes Vermögen Auffangorganisationen zu 
übertragen. Infolge dieses Auftrages ist das 
Auffangorganisationengesetz im Jahre 1957 be­
schlossen werden. Auf Grund dieses Gesetzes 
sind zwei Sammelstellen geschaffen worden, 
wobei der "Sammelstelle A" alle Ansprüche hat das Bundesministerium für Finanzen im 
auf Vermögenschaften übertragen wurden Einvernehmen mit dem Bundesministerium 

also auf nicht beanspruchtes, haupt- �ül' A�s�ärtige . Angelegenheiten festzustellen, 
sächlich auf erblos gebliebenes entzogenes daß dIe m Ar�lkel 26 .§ 2 

.�
es .S;a�ts�ertrages 

Vermögen -, welche Personen zustanden, vorgesehene WIdmung beruckslCntlgt 1st. 
die am 31 .  Dezember 1937 der israelitischen ' Zur Info�mation der Abgeordneten ü;t 
Religionsgemeinschaft angehört haben . Alle der Regierungsvorlage ein Entwurf der Statuten 
anderen derartigen Ansprüche wurden im dieser beiden " Sammelstellen" beigelegt worden ; 
Auffangorganisationengesetz der "Sammel- dieser bildet aber natürlich nicht einen 
stelle B" zugesprochen. Gleichzeitig wurde Gegenstand der heutigen Beratung. Es ist 
vor fünf Jahren festgelegt, daß die Verteilung schließlich zu erwähnen - das ist auf Anfragen 
der Mittel der "Sammelstellen" durch besonde- in der gestrigen Sitzung des Finanz- und Bud­
res Bundesgesetz geregelt wird. Darüber geht getausschusses zurückzuführen -, daß bezüg­
heute die Debatte. lieh des besonderen Bundesgesetzes über die 

Die Auf teilung der Mittel ist deswegen so be- Regelung von Ansprüchen nach § 8 Abs. 3 
sonders schwer gewesen und mußte mit beson- des Siebenten Rü,ckstellungsgesetzes die Zu­
derem Fingerspitzengefühl durchgeführt wer- sage erteilt wurde, daß dieses notwendige 
den, weil es ja heute gänzlich ausgeschlossen ist, Ergänzungsgesetz -- wie ich schon sagte, 
etwa in Anlehnung an die fluchwürdigen Nürn- sind 5 Millionen Schilling für die Erfüllung 
berger Rassengesetze hier bei der Auf teilung der Ansprüche nach diesem kommenden Ge­
nach jenen Grundsätzen vorzugehen, die wir setz reserviert - noch in der Frühjahrssession 
selbstverständlich überwunden haben. Daher des Nationalrates, und zwar möglichst schon 
war es auch notwendig, darauf zu drängen, daß im Mai , eingebracht werden soll. 
sich die beteiligten Gruppen selbst über die 
Auf teilung der Mittel einig werden. 

Der Gesetzentwurf, der die Auf teilung der 
Mittel der Sammelstellen zum Gegenstand 
hat, fußt ja auf einer Einigung der Sammel­
stellen A und B. Der im § 2 Abs. 3 erwähnte 
Aufteilungsschlüssel im Verhältnis von 80 zu 20 
kam nämlich durch eine Vereinbarung zwi­
schen den Sammelstellen unter Mitwirkung 
eines von der Bundesregierung eingesetzten 
Ministerkomitees zustande. An diesen Ver­
einbarungen haben als Beobachter auch Ab­
geordnete des Hauses teilgenommen. 

In dem Entwurf wird bestimmt, daß von 
den Gesamtmitteln der "Sammelstellen" vor-

Der Aufteilungsschlüs�el, der in § 2 Abs. 3 
erwähnt ist, nämlich 80 zu 20, tritt unbeschadet 
bereits vorher zwischen den Sammelstellen 
getroffener Vereinbarungen in ""Virksamkeit. 
Diese Vereinbarungen bezogen sich einerseits 
auf die Aufteilung der Verwaltungskosten 
wie auch auf einen Betrag von 7 Millionen 
Schilling, den der Bund ausschließlich für 
Zwecke der "SammE'lstelle B" vorweg zur Ver­
fügung gestellt hat. Das war die Voraus:,;etzung, 
daß die "Sammelstelle B",  die jene Geschädig­
ten umfaßt, die Ende 1 937 nicht der israeliti­
schen Religionsgemeinschaft angehört haben, 
die Zustimmung zu dem Aufteilungsschlüssel 
geben konnte. Beide Sammelstellen haben nun-
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mehr gegenüber der Republik Österreich die Er­
klärung abgegeben, keine weiteren finanziellen 
Ansprüche zu stellen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die 
Regierungsvorlage gestern beraten und dabei 
auch noch festgestellt, daß durch ein demnächst 
zu erwartendes Gesetz die Gebühren- und 
Steuerfreiheit der Transaktionen sichergestellt 
wird, und schließlich der Regierungsvorlage 
unverändert die Zustimmung erteilt. 

Im Auftrag des Finanz- und Budgetaus­
schusses stelle ich somit den Antr ag, der 
Nationalrat wolle dem Gesetzentwurf (624 der 
Beilagen) die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Gleichzeitig beantrage ich, falls Wortmel­
dungen vorliegen, General- und Spezialde­
batte unter einem abzuführen. 

Präsident : Es ist beantragt, General- und 
"Spezialdebatte unter einem durchzuführen. -
Ein Einwand hiegegen wird nicht erhoben. 
General- und Spezialdebatte werden daher 
unter einem vorgenommen. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete 
Dr. Gredler. Ich erteile es ihm . 

Abgeordneter Dr. Gredler : Herr Präsident ! 
Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! 
Meine Fraktion wird dem vorliegenden Gesetz 
über die Auf teilung der Mittel der "Sammel­
stellen" ihre Zustimmung geben. Dieses Ge­
setz regelt, wie Sie aus dem Bericht und aus 
den Unterlagen entnommen haben, die Frage 
der internen Auf teilung. Diese war zum Teil, 
wie Sie wissen, Gegenstand interner Aus­
einandersetzungen zwischen der "Sammel­
stelle A" und der "Sammelstelle B" und 
hat uns - wie der Herr Berichterstatter 
angedeutet hat - mehrfach in Ausschuß­
sitzungen beschäftigt. Nunmehr liegt ein Auf­
teilungskonzept vor, wobei bis auf den Betrag 
von 5 Millionen Schilling Abfertigungsan­
sprüche, die noch in einem künftigen Gesetz 
geregelt werden sollen, worauf Dr. Hofeneder 
ebenfalls zu sprechen kam, alle Fragen einer 
Regelung entgegensehen. 

Es handelt sich um eine Materie, die in 
jenes Ge biet führt, das gestern mit sehr 
klugen Worten Herr Kollege Dr. Migsch um­
schrieben hat, als er von dem Unrecht 
totalitärer Staaten gegen Völker, gegen Volks­
teile sprach, die man aus rassischen, religiösen 
und welchen anderen Gründen immer ver­
folgt hat. Es ist für uns Freiheitliche eine 
Selbstverständlichkeit, daß wir uns immer 
wieder gegen ein derartiges Unrecht, wo 
und zu welchem Zeitpunkt immer es in der Welt 
geschehen ist, ausgesprochen haben. Wir haben 
ein solches Unrecht bedauert. Wir haben 

allen legistischen Maßnahmen zugestimmt, 
die sich bemühten, ein solches Unrecht gut­
zumachen - gleichgültig, ob es die bedauerns­
werte Verfolgung einer rassischen oder, wenn 
Sie wollen, religiösen Gruppe, der israelitischen 
Gemeinschaft in der Vergangenheit, in der 
Zeit des Dritten Reiches, oder ob es die Ver­
folgung etwa der volksdeutschen Heimat­
vertriebenen im letzten Kriegsjahr und in der 
unmittelbaren Na�hkriegszeit betraf, ob es 
sich nun um die Verfolgung dieses oder 
jenes Bevölkerungsteiles gehandelt hat, 
der in verschiedenen Zeiträumen mit ver­
schiedenen Mitteln, aber immer bedauerlich, 
verfolgt wurde, weil er eben der jeweiligen 
Staatsführung eine andere politische Auf­
fassung entgegensetzte. 

Wenn wir Freiheitlichen gelegentlich zwei 
Bitten in diesem Zusammenhang geäußert 
haben, dann darf ich vielleicht heute nochmals 
auf diese zwei Bitten zu sprechen kommen. 

Die erste Bitte in diesem Hohen Haus ist 
die, es uns nicht übelzunehmen, wenn wir da­
für eintreten, daß Unrecht, das geschehen ist, 
und zwar gleichgültig, in welchem Zeitraum, 
mit möglichst gleichen Mitteln wiederum gut­
gemacht werden soll. Niemals hat ein Sprecher 
der Freiheitlichen Partei - irgendwo in einer 
Rede gestern schien es mir anzuklingen, 
wenn es auch nicht wörtlich ausgesprochen 
wurde - etwa Worte dagegen gefunden, daß 
man den Angehörigen der israelitischen Ge­
meinschaft das ihnen zugefügte Unrecht gut­
gemacht hat ; ja  ich gebe gerne zu, daß man 
es ihnen gar nicht mit materiellen Gaben 
wiedergutmachen kann, dazu ist viel zuviel 
Arges geschehen. Das wissen auch wir, 
und das haben wir oft in Reden, auch vor 
unseren Anhängern, gesagt. Wir haben es 
auch in diesem Haus unterstrichen. Wenn 
wir aber das Wort ergriffen haben, um zu 
sagen : Gebt in gerechter Form auch anderen 
Bevölkerungsgruppen etwas ! ,  so geschah das 
nicht unter dem Vorzeichen : diesen weniger ! ,  
sondern unter dem Vorzeichen : auch anderen 
Gerechtigkeit ! 

�s ist gestern eine etwas heiße Debatte um 
das Bad Kreuznacher Abkommen entstanden. 
Wir sind nun einmal der Meinung, daß eine 
Gutmachung in der Höhe eines Achtzigstels 
der tatsächlichen Ansprüche der Volksdeut­
schen und Heimatvertriebenen nicht jener 
Möglichkeiten würdig ist, die der deutschen 
Bundesrepublik, aber auch uns in der Zeit 
einer Konjunktur zur Verfügung stehen. Bei­
de Staaten könnten mehr geben, auch für 
diese Verfolgten, von denen - wie Sie 
wissen - viele ihr Leben ließen, von denen 
viele eingesperrt waren und furchtbare Not 
litten ; nicht wenige dieser Heimatvertriebenen 
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sahen, wie ihre Verwandten umgebracht wur­
den. Denken Sie nur an die Zahl der toten 
Volksdeutschen in unseren unmittelbaren N ach­
barstaaten . . .  

Es freut mich zu hören, daß wir vielleicht 
hoffen können, daß nunmehr , unter das vor­
liegende Problem mit der Verteilung der 
Mittel der "Sammelstellen" ein Schlußstrich 
gezogen werden soll. Aber unser Vorbringen 
lautet : Gerechtigkeit für diese - und Gerech­
tigkeit für jene ! Ich darf Sie nochmals in 
diesem Hohen Hause bitten, vielleicht im Sog 
des künftigen Wahlkampfes, den wir alle ja 
in diesem Jahr voraussichtlich durchzustehen 
haben, unsere Argumente nicht falsch aus­
zulegen und mit billigen Mitteln gegen uns 
agitieren zu wollen. 

In diesem Zusammenhang noch ein Hinweis 
auf die Rückstellungsgeschädigten. Ich habe 
mir erlaubt, in einem Artikel, den ich der 
Zeitung "Die Presse" - ich glaube, veröffent­
licht am 4. Februar - über die Zielsetzung der 
Freiheitlichen Partei zur Verfügung stellte, 
in einem kleinen Nebensatz darauf zu sprechen 
zu kommen. Ein häufig Leserbriefe schreiben­
der Kommerzialrat nahm dara·n Anstoß und 
fragte nach dem Grund meines Hinweises. 
Man sehe daran die Zielsetzung meiner Partei, 
die sich nur unter Gänsefüßchen freiheitlich 
nennen sollte, indem sie jetzt noch auf das 
Rückstellungsunrecht zu sprechen käme, das 
doch längst vorbei sei. 

Auch hier eine KlarsteIlung : Wer in der 
Zeit des Dritten Reiches zu Unrecht Gut 
erworben, an sich gerissen hat, dem soll man 
es mit allen Mitteln, die der Staat dazu hat, 
auch . im Sinne der Londoner Protokolle 
ruhig wegnehmen. Wir haben niemals zu­
gunsten sogenannter Ariseure das Wort er­
griffen. Sie wissen aber doch sicher 
selbst aus Ihrem Parteienverkehr von Rück­
stellungsfällen. Leider ist unser früherer Prä­
sident, der Herr Abgeordnete Figl, nicht im 
Hause - ich habe in einem Gespräch auch von 
ihm gehört, daß man ihm einen ähnlichen Fall 
nahegebracht hat. Man hat sogar Menschen, 
die bereits in fünfter Hand erworben haben, 
das ehrlich erworbene Gut wiederum wegge­
nommen. Man hat, ich glaube, in einer süd­
niederösterreichischen Gemeinde im Wahlkreis 
Wiener Neustadt jemandem, der 1957 von 
einer Gemeinde, ich glaube, es war ein Grund­
stück oder ein Haus oder beides zusammen, 
gekauft hat, infolge des Anspruches der 
" Sammelstellen" - ich sehe und höre die 
Bestätigung aus den Reihen der Kollegen von 
den anderen Fraktionen - das Erworbene wie­
derum weggenommen. Meine Damen und 
Herren !. Sie ersehen daraus, daß es sich hier 

nicht um Fälle einer verurteilenswerten Ari­
sierung . handeln kann, wenn man zum Beispiel 
im Jahre 1957 von einer Gemeinde etwas 
erworben hat. Ich glaube, daß hier eine 
Lücke offen ist. 

Ich habe sehr zum Mißvergnügen des 
Herrn Altbundeskanzlers Raab einmal einen 
Brief von ihm vorgelesen, den er knapp vor 
einer Wahlentscheidung dem Verband der 
Rückstellungsgeschädigten geschrieben hatte. 
Ich gl8Jube, es war im Jahre 1949. Damals 
führte lng. Raab aus, es sei eine seiner vor­
nehmsten Aufgaben, sich unmittelbar nach 
der Wahl - vor 13 Jahren, meine Damen und 
Herren! - mit dieser Materie zu befassen. 
Diese " vornehme Aufgabe" wurde leider zurück­
gestellt. Es ist nicht das erste Mal, daß große 
Männer in diesem Staate vor der Wahl anderr.; 
sprachen, als sie nachher handeln k o n n t e n, 
wie ich mich anläßlich des kommenden 
Osterfriedens vorsichtig ausdrücken möchte: 
Aber ich glaube, daß nunmehr, wo wir einen 
Schlußstrich unter dieses Problem gezogen 
haben, doch die Zeit gekommen wäre, jetzt 
auch einmal für jene etwas zu tun, die in den 
Sog einer Gesetzgebung geraten sind, ohne 
auch nur das geringste Verschulden an einer 
Arisierung zu tragen, die vielleicht, wenn 
überhaupt, einem ganz anderen, drei, vier 
Hände davor, anzulasten wäre. 

Wenn ich diese Bitte vorgebracht habe, so darf 
ich in der Richtung meiner Ausführungen 
noch eine zweite vortragen. Ich habe sie schon 
vorhin angezogen. Ich möchte vielleicht damit 
beginnen, daß gestern einer meiner Kollegen 
während seiner Ausführungen als ein typisch 
"Rechtsextremer" bezeichnet wurde. Eine we­
nige Minuten dauernde Unterhaltung würde 
sicherlich zu einer Rektifizierung dieses gro­
tesken Urteiles über ihn führen. Wenn wir 
aus Gründen der Verteidigung rechtsstaat­
licher Prinzipien etwas vorbringen, so ist es 
nicht eines Extremismus willen, sondern 
es ist wegen des ehrlichen Belnühens um eine 
demokratische Gesinnung. 

Verzeihen Sie mir, wenn ich mir jetzt 
erlaube, vielleicht ein, zwei Minuten das 
Thema der Auf teilung der Mittel der "Sammel­
stellen" zu sprengen. Aber Sie werden mir 
zugeben, daß es unmittelbar doch zu dem 
Gesamtkomplex gehört, der gestern schon 
von einigen Vorrednern, auch sehr dankens­
wert, in extensiver Weise behandelt wurde. 

Wir Freiheitlichen wollen keine Rechts­
extremen sein, wir sind es nicht. Wir Freiheit­
lichen - das darf ich noch einmal unter­
streichen - wollen die Ausmerzung alles Un­
rechts der Vergangenheit. Aber wenn wir 
darauf hinweisen, daß es auch nach 1945 
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Unrecht gegeben hat, so bedeutet das nicht, 
daß wir das Unrecht von vorher entschuldigen 
wollen, sondern es bedeutet lediglich eine 
Feststellung der Gerechtigkeit wegen. Daher 
unsere Bitte, persönliches Leid in allen Zeit­
räumen gutzumachen. 

Wohin führt das Mißverstehen der Tat­
sachen 1 Eine ÖVP-Quelle vom 4. April 
besagt, die "Arbeiter-Zeitung" - ich war 
jetzt ein Monat weg, ich habe es nicht nach­
gelesen, ich kann Ihnen auch nicht sagen , ob 
es stimmt, vielleicht bin ich hier falsch orien­
tiert - habe aus einer italienischen Quelle 
berichtet, der österreichische sogenannte 
Kriegsverbrecher Reder sei von einem ita­
lienischen Militärgericht zu Recht verurteilt 
worden, und fügte hinzu, daß sich österreichi­
sche Neonazikreise für seine Freilassung ein­
setzten. Meine Damen und Herren ! Meines 
Wissens hat sich unser Herr Bundespräsident 
in einem Schreiben an den Präsidenten Gronchi 
für Herrn Reder eingesetzt. Ich glaube, daß 
solche Formulierungen, in welchen Zeitungen 
immer sie gestanden sind, doch eine Gefähr­
dung eines durchaus legitimen Vorhabens 
darstellen. 

Ich darf schließen : Gerade zu jenem Zeit­
punkt, in dem wir, die wir in der letzten Zeit 
auch zahlreichen Opferfürsorgegesetz-N ovellen, 
wie Sie wissen, unsere Zustimmung gegeben 
haben, in dem wir einen Schlußstrich ziehen 
wollen und wo wir der Auf teilung der Mittel 
der "Sammelstellen" unsere Zustimmung ge­
ben, darf ich Sie noch einmal darum bitten, 
in der Zeit des kommenden Wahlkampfes 
- und die künftige Session wird in diesem 
Lichte stehen - nicht eine Partei dieses 
Hauses als eine rechtsextreme, neonazistische 
zu verleumden. Sie wissen, daß das eine 
Verleumdung ist, und Sie wissen, daß Sie 
im Interesse unseres österreichischen Vater­
landes auch in Wahlzeiten unterlassen werden 
soll. (Beifall bei der F PÖ.) 

Präsident : Zum Wort ist niema,nd mehr 
gemeldet . Der Herr Berichterstatter ver­
zichtet auf das Schlußwort. 

Wir gelangen somit zur Abstimmung. 

Bei der A b  s t im m u n g wird die Regie'i'ungs­
vorlage in zwe  i t er  und d t' i t t e T Lesung e in­
s t immig  zum Besch luß erhoben. 

Präsident : Die Tagesordnung ist e r s c h ö p ft .  
Im Einvernehmen mit den Parteien lege 

ich dem Hohen Hause folgenden A n t r a g  vor : 
Der Herr Bundespräsident wird ersucht, 

die Herbsttagung 1961/62 der IX. Gesetz­
gebungsperiode des Nationalrates mit 7. April 
1962 für be endet zu erklären. 
Ich bitte jene Frauen und Herren, die 

diesem Antrag ihre Zustimmung geben, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Der Antraa ist 
e i n st i m m i g  angeno m m e n .  

0 

Hohes Haus ! Wir beenden hiemit nach 
fünfeinhalbmonatiger Dauer die Herbsttagung 
1961/62. Es ist dies keine bedeutende Zäsur in 
der Tätigkeit des N ationa,lrates, da wir schon 
nach einem Monat wieder zu neuer Arbeit 
zusammentreten werden, so daß eine ab­
schlieBende Bewertung verfrüht erscheint. 

Jedoch kann mit Genugtuung darauf ver­
wiesen werden, daß die nun zu Ende gehende 
Tagung, a,bgesehen von der Verabschiedung 
zahlreicher Gesetze und zwischenstaatlicher 
Abkommen, besonders dadurch gekennzeich­
net war, daß in ihr erstmalig die Fragestunde 
praktiziert wurde und sich bewährt hat. 
Ich glaube daher sagen zu können, daß sie 
ein wertvolles Instrument für die Belebung der 
parlamentarischen Verhandlungen und die 
Verstärkung des öffentlichen Interesses am 
Parlamente ist. Mit Befriedigung stelle ich 
fest, daß auch seitens der Regierung das 
notwendige Verständnis für diese parlamen­
tarische Neueinführung vorhanden ist. 

Ich wünsche Ihnen, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, für die bevorstehenden 
kurzen Ferien gute Erholung. Ich wünsche 
Ihnen und darüher hinaus dem ganzen öster­
reichischen Volke ein frohes Osterfest ! (All­
gemeiner Beifall.) 

Die Sitzung ist g e s c h l o s s e n. 

Nach Schluß der Sitzung begeben sich die 
Abgeordneten Dr. Hurdes, U h l i r  und Dr. van 
Tongel  zum Präsi d e n te n und sprechen ihm 
im Namen Ihrer Klubs die besten Tl' iin8che 
für die bevorstehenden Oste?'ferien aU8, 

Schlull der Sitzung : 12 Uhr 10 Mi.nuten 

österreimisme Staatsdruckerei. 1717  62 
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